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362. Mittag⸗Ausgabe. 
—— 


Deutſchland. 


Berlin, 5. A i i 
„5. Auguſt. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Sefa D. v. 8 bisher Commandeur des 1. Naſſauiſchen 
N auterie⸗Regiments Nr. 87, den Rothen Adler Orden dritter Klaſſe mit 
taill leife; dem Major Grafen v. Geßler von der Cavallerie des 1. Ba⸗ 
db, ons (Roſenberg) 4. Oberſchleſ. Landwehr⸗Regiments Nr. 63 und dem 
N Stabsarzt 2. Klaſſe und 8 des Heſſiſchen Feld⸗Artillerie⸗ 
fon ments Nr. 11, Dr. Pohl, den königlichen Kronen-Orven dritter Klaſſe; 
Re e dem Lazarethgehilfen Kornatowsky vom 1. Poſenſchen Infanterie⸗ 
ment Nr. 18 das Allgemeine Ehrenzeichen verliehen. 
RN Se. Ma eſtät der König hat dem Rechtsanwalt und Notar, Juſtizrath 
0 ann zu Bocholt, den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; ſowie dem Hand⸗ 
iu „Commis Ambroſius zu Poſen und dem Cigarrenmacher Günther 
A Lubeck die Rettungsmedaille am Bande verliehen. 
2 Se. Majeität der König hat den Regierungsrath von der Moſel in 
achen zum Ober⸗Regierungs⸗Rath und . 
maennt; ſowie die Wahl des Gymnaſialdirectors Profeſſors Dr. Volk⸗ 
Fenn in Görlitz zum Director des Gymnaſiums in Elberfeld die Aller⸗ 
Hioͤchſte Beſtätigung ertheilt. g 
Fa er Prorector und Oberlehrer Dr. Schlüter an dem Gymnaſtum in 
ech iſt als Oberlehrer an das Gymnaſium in Coblenz, der Oberlehrer 


eclame 5 Sgr. 


rofeſſor Dr. Stein an dem Gymnaſium in Conitz als Prorector und 
an dlebrer an das Gymnaſium in Ratibor und der Oberlehrer Dr. Müller 
tn em Gomnaftum in Gneſen in gleicher Eigenſchaft an das Gymnaſium 
Bea onitz verſetzt worden. Am katholiſchen Schullebrer⸗Seminar 5 
wogunsberg iſt der Lehrer Matern zu Wormditt als Hilfslehrer angeſtellt 

orden. — Dem Lehrer Riemann iſt die 6. Lehrerſtelle an der königlichen 

bitummen-Anftalt in Berlin verliehen worden. . 
funds dem Victor Pieron Ei Paris unter dem 25. Juni 1873 auf einen 

Arenden Cylinder ertheilte Patent iſt aufgehoben. 
4 Se. Majeſtät der Kaiſer und König!] nahm am 2. d. M. 
N Gaſtein unter anderen Vorträgen auch den des Geheimen Legations⸗ 
atys von Bülow entgegen. 

Geſtern wurde der in Gaſtein eingetroffene deutſche Botſchafter Ge⸗ 
heral von Schweinitz von Sr. Majeſtät zur Tafel gezogen. 
Ihre Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten der Kron— 
Prinz und die Kronprinzeſſin!] flatteten am Sonnabend der 
Stadt Wincheſter einen flüchtigen Beſuch ab, woſelbſt Hoͤchſtdieſelben 

e Kathedrale, das vom Biſchof Henry de Blois im Jahre 1132 ge: 
Fündete Hofpital des heiligen Kreuzes, ſowie das Wincheſter⸗College in 
Augenſchein nahmen. Nachmittags kehrten Ihre Kaiſerlichen und Kö⸗ 
Nglichen Hoheiten nach Sandown zurück, wo Höchſtdieſelben den Beſuch 

Ihrer Majeſtät der Königin von Großbritannien und Irland und der 
Piinzeſſin Beatrice, ſowie der Prinzeſſin Louiſe und ihres Gemahls, 
des Marquis von Lorne, empfingen. 

[Se. Königliche Hoheit der Erbgroßherzog von Sachſen,] 
Major A la suite des Hannoverſchen Huſaren-Regiments Nr. 15, iſt 
auf ſeinen Antrag, während der diesjährigen Herbſtübungen des XI. 

rmee⸗Corps, und zwar vom Beginn der Detachements⸗Uebungen an, 
dur Dienſtleiſtung beim General-Commando des XI. Armee: Corps 
dommandirt worden. (Staatsanz.) 

O Berlin, 5. Auguſt. [Zur Brüſſeler Conferenz. — 
Zaum Kirchenſtreit. — Befinden des Kaiſers. — Reichs⸗ 
5 markrechnung.] Die „Prov. Corr.“ beſchäftigt ſich heut in ihrem 
ten Leitartikel mit der Brüſſeler Conferenz. Aus der Haltung dieſes 
balboffiziellen Blattes in Bezug auf dieſen Gegenſtand iſt unzweideutig 

zu erkennen, daß die Reichsregierung mit loyalſter Bereitwilligkeit die 
bſichten und Vorſchläge der Ruſſiſchen Regierung zu fördern bemüht 
Andrerſeits aber hält ſich die „Prov.⸗Corr.“ auch von ſanguini⸗ 

en oder übertriebenen Erwartungen in Betreff der Ergebniſſe der 
onferenz vollſtändig frei; ſie weiſt wiederholt auf die Grenzen des 

| Röglichen und Ausführbaren hin, ift aber darin vollſtändig in Ueber: 
funſtimmung mit den Anſichten Rußlands ſelbſt, indem Fürſt Gort⸗ 
BUN nicht ein beſtimmtes Programm aufgeftellt und feinen Vertrags⸗ 
ntwurf nicht als endgültiges Ziel für die Verhandlungen hingeſtellt 

at, ſondern daſſelbe nur als einen Ausgangspunct für die zukünftige 
erſtändigung bezeichnet und gleichfalls an die Grenze des Möglichen 

4 Nnert hat. Es verſteht ſich bei den guten und ver: 

kauten Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Rußland von ſelbſt, 
f des ein Plan, welcher ſich der warmen und perſönlichen Unterſtützung 

des Kaſſers Alexander erfreut, ein gleich warmes Intereſſe auch 

on deutſcher Seite finden muß. — In ihrem zweiten Leitartikel be⸗ 
ſpricht die „Prov.⸗Corr.“ das von der „Germania“ und auch von 
anderen ultramontanen Stimmen in letzter Zeit mit einer gewiſſen 
efliſſentlichkeit behandelte Thema von den Bedingungen, unter welchen 
Wilden dem Staat und der Kirche Frieden zu ſchließen wäre, nämlich 
90. der Staat die Kirche als gleichberechtigte Macht anerkennen und 
5 ihr über ihre beiberfeitigen Rechte unterhandeln ſolle. Die „Prov. 
| Br weiſt dieſe Forderung natürlich als ganz unannehmbar zurück, 
eil dieſe von der Anſicht ausgeht, daß die Kirche gegen die Geſetze 

5 N Veto einlegen und eine Macht dem Staate gegenüber bilden konne. 
Bi enn dabei gelegentlich auch von der durch den „Pfälzer Boten“ be⸗ 
„UN gewordenen Erklärung der deutſchen Biſchöfe Notiz genommen 
92 ſo iſt zu bemerken, daß die „Germania“ jetzt ihren Irrthum 
das ele und eine Nectification bringt. Die Erklärung der Biſchöfe 
1. weder den Inhalt, welchen ſie geſtern als richtig conſtatirte, noch 
— ſie aus der Zeit, welche die „Germania“ beſtimmte, und ſteht 
| An der Fuldaer Conferenz in keinem Zuſammenhang. Zum Ueber: 
| x können wir dies auch noch durch die Daten belegen: Die Erklä⸗ 
Kön der Biſchöfe, bekanntlich eine Immediat⸗ Vorftellung an den 
l 8, und zwar vom Fürſtbiſchof von Breslau im Namen ſämmt⸗ 
dei preußiſcher Biſchöfe, mit Ausnahme der Inhaftirten überreicht, 

rt vom 22. Mat, während bekanntlich die Biſchöfe in Fulda vom 

in Frag Juni verfammelt waren. Der Beſcheid, welcher den Biſchöfen 
im Na ſchon geſtern von uns gemeldeten Form vom Cultus⸗Miniſter 
„Ger amen des Königs ertheilt wurde, datirt vom 7. Juli. Die 
beſch 15 hat vollkommen Recht, die Antwort nur als eine Empfangs⸗ 
dur nigung zu bezeichnen; wie wir hören, iſt den Biſchöfen einfach 
gabe en Cultus⸗Miniſter mitgetheilt worden, daß der König die Ein⸗ 
gehend ungen und von ihr Kenntniß genommen habe. Zu einer 
Eingab en Beantwortung lag gar keine Veranlaſſung vor, da die 
einer de der Biſchöfe durchaus kein neues ſachliches Material, welches 
1 rwiederung bedurft hätte, in ſich enthielt. Außerdem conſtatirt 
ei ja auch mit Recht, daß friedliche Propoſitionen, „die ja 
en 155 geweſen wären, nicht darin enthalten waren. Auf dieſem 
tönen montaner Ueberhebung hätten ſie ja auch nur fruchtlos 
auptu n. — Wenn die katholſſchen Organe ſich übrigens in der 
ng gefallen, daß die neuere kirchen-politiſche Geſetzgebung ganz 
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und wenn namentlich immer wiederholt wird, daß dieſe und die 
Beamten der katholiſchen Kirche ſich aug“ von jedem Verkehr mit den 
Adminiſtratoren des Vermögens der erledigten Bisthümer fern halten, 
ſo iſt das einfach nicht wahr. Bisher haben allerdings einzelne Geiſt⸗ 
liche und Beamte den geſchäftlichen Verkehr nit den Adminiſtratoren 
zu vermeiden und zu umgehen geſucht, im Allgemeinen ift dieſer Ver⸗ 
kehr aber in vollem Gange. — Aus Gaſtein wird gemeldet, daß dem 
Kaiſer, deſſen Befinden in hohem Grade befriedigend iſt, auf einem 
feiner Spaziergänge der öſterreichiſche Conſul Töͤnemann aus Mel: 
bourne vorgeſtellt worden iſt; derſelbe iſt aus Weſtfalen gebürtig, jetzt 
Chef eines der erſten Handlungshauſer in Melbourne und gehort zu 
dem Kreiſe der dort lebenden Deutſchen, welche bei jeder Gelegenheit 
ihre Verehrung für den Kaiſer und ihre Theilnahme an den Inter⸗ 
eſſen Deutſchlands bethätigt haben. — Nachdem durch die Verordnung 
vom 26. Juni d. J. beſtimmt iſt, daß vom 1. Januar 1875 ab für 
den Verkehr bei allen Staatskaſſen die Reichs markrechnung in Kraft 
treten ſoll, find von den Miniſterien bereits die nöthigen Anweiſungen 
an die ihnen unterſtellten Behörden ergangen. Durch eine neuerdings 
erlaffene Verfügung des Miniſters des Innern find jetzt die Provinzial⸗ 
Behörden angewieſen worden, auch darauf Bedacht zu nehmen, daß 
von da ab auch die Stadt⸗ und Landgemeinden, die weiteren commu⸗ 
nalen Körperſchaften, die Kreiscommunal- und Provinzialſtändiſchen Ver⸗ 
bände und alle unter Aufſicht des Staates ſtehenden ſonſtigen Corpo⸗ 
rationen und Stiftungen ſich bei ihrem Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen 
der Reichsmarkrechnung zu bedienen haben. 

[Schließung der katholiſchen Vereine.] Das königliche Polizei⸗ 
Präſidium erließ folgende Bekanntmachung: Durch Rathskammerbeſchluß des 
königlichen Stadtgerichts hierſelbſt vom 31. Juli cr. iſt beſchloſſen worden, 
daß die durch Verfügung des königlichen Polizei⸗Präſidii hierſelbſt vom 21. 
Juli cr. erfolgte vorläufige Schließung hieſiger katholiſcher Vereine in Ge: 
mäßheit des 0 16 des Vereinsgeſetzes vom 11. März 1850 bis zum Erkennt⸗ 
niſſe in der Hauptſache fortzudauern habe. 

[Zur Abweiſung ultramontaner Anklagen und Forde⸗ 
rungen.] Der unter dieſer Ueberſchrift erſchienene und bereits tele⸗ 
graphiſch aviſirte Artikel der „Prov.⸗Corr.“ lautet vollſtändig, wie 
folgt: 

Da die Haltung der römiſchen Geiſtlichkeit und der unter ihrem Einfluß 
ſtehendeu Blätter keinen Zweifel darüber läßt, daß die ultramontane Partei 
entſchloſſen iſt, den Kampf gegen die weltliche Macht und gegen die nationale 
Politik bis zum Aeußerſten zu treiben, ſo iſt es auch nur als ein eiteles, 
von falſchen Vorſtellungen ausgehendes Gerede zu betrachten, wenn Stimmen 
aus jenem Lager gelegentlich von Bedingungen ſprechen, unter denen ein 
Friedensſchluß zwiſchen Staat und Kirche möglich wäre. Beachtenswerth iſt 
nur das von der „Germania“ abgelegte Geſtändniß, daß der Widerſtand der 
Aa d grundſätzlich gegen das Hoheitsrecht des Staates und die Herr⸗ 
ſchaft der weltlichen Geſetze gerichtet ſei, nicht gegen die einzelnen Beſtim⸗ 
mungen der Maigeſetze, die weniger wegen ihres Inhalts bekämpft werden 
müßten, als wegen der angeblich darin vorwaltenden Abſicht, das kirchliche 
Leben völlig lahm zu legen und die Kirchen für die Intereſſen der jeweiligen 
Stagtsleitung dienſtbar zu machen; in anderen Ländern ſei die katholiſche 
Geiſtlichkeit ahnlichen ben er Vorſchriften nachgekommen, weil der Staat 
ſich mit der Kirche darüber „verglichen“ habe, und es ſei eine Verſtändigung 
nur eben auf der Grundlage möglich, daß der Staat keine Oberhoheit in 
Anſpruch nehme, ſondern die Kirche als gleichberechtigte Macht gelten laſſe. 
Wiederholt kommt das ultramontane Blatt auf die Erklärung zurück, daß die 
römiſche Kirche kein Hoheitsrecht des Staates anerkenne, ſondern eine ver⸗ 
tragsmäßige Gleichſtellung verlange. 

Die gleichen Anſchauungen und Grundſätze finden ſich in einer neueren, 
an die Staatsobrigkeit gerichteten Kundgebung, welche durch ein ſüddeutſches 
Blatt bekannt geworden iſt. Darin erklären die preußiſchen Biſchöfe, daß 
ſie ſich einſeitigen Staatsgeſetzen und Verordnungen über kirchliche Dinge 
nicht unterwerfen können, da nur dem Papſt zuſtehe, den Regierungen Be⸗ 
fugniſſe in Betreff kirchlicher Verhältniſſe einzuräumen. 

Es leuchtet ein, daß die Anklagen der „Germania“ grundlos ſind und 
daß die ultramontanen Forderungen unberückſichtigt bleiben müſſen, weil die 
römiſche Kirche für ſich das Recht verlangt, einen Staat im Staate, eine 
Macht gegen den Staat zu bilden. Pur 

Niemals iſt es der Staatsgewalt in den Sinn gekommen, das kirchliche 
Leben lahm zu legen oder über das religiöſe Gefühl Herrſchaftsrechte aus⸗ 
zuüben. Der Staat ſeinerſeits führt keinen Krieg, weder gegen die Religion, 
deren Einfluß für die ſittliche Erziehung und Veredlung der Völker ſchwer 
in das Gewicht fällt, noch gegen irgend eine Kirche, die lediglich den Auf⸗ 
gaben der Religion dient. Auch iſt von einer Dienſtbarmachung oder Unter⸗ 
ordnung der Kirche weder grundſätzlich noch thatſächlich die Rede geweſen. 
Eine Gleichberechtigung zwiſchen Staat und Kirch iſt inſoweit rückhaltslos zu: 
geſtanden, als die Kirche auf dem ihr angewieſenen Gebiete des Glaubens 
und der Gottesverehrung keinerlei Zwang zu erdulden hat. Wenn aber die 
Regierung ſich gewiſſenhaft jedes Eingriffes in den Kreis innerer religiöſer 
Angelegenheiten enthält, fo hat fie mit unbeugſamer Feſtigleit darüber zu 
wachen, daß in weltlichen Dingen die Achtung vor Geſetz und Obrigkeit gegen 
alle Anfechtung geſichert werde. Bei einer Ungewißheit über die Grenzen 
des beiderſeitigen Machtgebietes kann nur die weltliche Geſetzgebung, bei 
welcher die Geſammtintereſſen des Volkes zur Geltung kommen, die Grund⸗ 
lagen geordneter Zuſtände ſchaffen. Gegen die Berechtigung 1 65 Grund⸗ 
ſätze iſt früher auch don den Stimmführern der ultramontanen Partei kein 
Einſpruch . worden. Dieſelben haben, freilich mit der Abſicht miß⸗ 
bräuchlicher Nutzanwendung, den Beſtimmungen der preußiſchen Verfaſſung 
über die Kirchenverhältniſſe volle Anerkennung gezollt und ſogar die Auf- 
nahme derſelben in die Reichsverfaſſung befürwortet. Die damals nicht an⸗ 
gefochtene Oberhoheit der ſtagtlichen Geſetzgebung kann doch wohl deshalb 
nicht hinfällig werden, weil die Vorausſetzungen und Hoffnungen der Ultra⸗ 
montanen ſich irrig erwieſen haben! . 

Ueber die Stellung und das Verfahren der Staatsgewalt haben die lei⸗ 
tenden Staatsmänner ſich in parlamentariſchen Reden deutlich genug ausge⸗ 
ſprochen. Der Cultusminiſter Dr. Fall erklärte, daß Staat und Kirche zwar 
auf ſittlichem Gebiete gleichberechtigt ſeien, daß aber auf dem Rechtsgebiete 
der Staat zu entſcheiden und jeden feindſeligen Eingriff abzuwehren habe. 
Ueber denſelben Gegenſtand äußerte Fürſt Bismard: „Die Regierung iſt es 
unferen katholiſchen Mitbürgern ſchuldig, die Wege aufzuſuchen, auf denen 
die Regelung der Grenzen zwiſchen der geiſtlichen und der weltlichen Gewalt, 
deren wir im Intereſſe unleres inneren Friedens bedürfen, in der ſchonend⸗ 
ſten 8 confeſſtonell am Wenigſten verſtimmenden Weiſe gefunden wer: 
den kann!“ 

Hier finden ſich die Aufgaben der Staatsgewalt eben ſo klar ausgeſpro⸗ 
chen, wie die Rückſichtnahme und Mäßigung ihres Verfahrens. Auf dieſem 
Wege iſt die Regierung vorgegangen und wird ſie ohne Schwanken weiter 
vorſchreilen müſſen, bis es ihr gelungen iſt, der geiſtlichen Anmaßung un⸗ 
überfteigbare Schranken zu ſetzen. : al 8 

Die Regierung vertritt die Gewiſſensfreiheit und die 
hoͤchſten Rechte des deutſchen Volkes. Sie kann ſich weder 
von Rom, noch von den katholiſchen Biſchöfen ſogenannte 
En nsbedingungen vorſchreiben laſſen. Die Friedens⸗ 

edingungen ſind durch die Natur der Dinge vorgezeichnet: 
Achtung vor dem Hoheitsrecht des Staates und Gehorſam 
gegen die Landesgeſetze. hi 5 
[Fürſt Bismarck.] Aus Kiſſingen hier eingetroffene 


. 


Nachrichten melden von dem ſtetigen Fortſchreiten der Beſſerung in kirche die den 1870/71 auf dem Felde der Ehre gebliebenen Saar: 
dem Zuſtande des Reichskanzlers. Wie es heißt, wird Fürſt Bismarck! brückern geſtiftete Gedenktafel feierlich enthüllt und ein Feſtgottesdjenſt 
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ohne Einfluß in Bezug auf die kau boliſche Geiſtlichkeit geblieben fei,]feine Kiſſinger Kur mit Ende nächſter Woche beenden und dann mit 


einmal, an den übrigen Tag. en zweimal erſcheint. 


Expedition: Herrenſteaße Nr. 29. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Donnerstag, den 6. August 1874. 
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einem kleinen Umweg, der über Schloß Brerg führen würde, um dort 
feinem hohen Wirth, dem König Ludwig, für Die freundliche Aufnahme 
Dank zu fagen, zunächſt nach Norddeutſchland zurückzukehren. Ob der 
Fürſt noch ein Seebad aufſuchen wird, iſt bis jetzt noch fraglich. Er 
ſelbſt ſoll ſehr wenig Luft dazu verſpüren und lieber nech Varzin ſich 
direct begeben wollen; dagegen ſollen die Aerzte entſchieden den Beſuch 
eines Nordſeebades anrathen, um fo noch durch eine Nachkur die Wi⸗ 
kungen des Kiſſinger Heilwaſſers dauernd zu befeſtigen. 8 9 

[Der Kaiſer hat die Qualification einer Staatsbe⸗ 
hörde] — fo heißt es in einem vorliegenden Obertribunalserfenne 
niß, in welchem es ſich um die Frage handelte, ob eine in einern 
Immediateingabe an den Kaiſer enthaltene falſche An 
ſchuldigung ſtrafbar tft. Sch. hatte in einem an den „Haupt = 
mann a. D.“ T. gerichteten Schreiben eine falſche Anſchuldigung gegen 
einen Dritten erhoben und dieſe demnächſt in einer Immedlat⸗Eingabe 
an den Kaiſer wiederholt. Deshalb verurtheilt, rügte er im Wege 
der Nichtigkeitsbeſchwerde: 1) daß den Vorſchriften der Cab.⸗Ordre 
vom 20. Auguſt 1831 und vom 18. December 1841 zuwider die 
in der Immediateingabe enthaltenen Aeußerungen ohne die erfor⸗ 
derliche allerhöchſte Erlaubniß verfolgt worden ſeien; 2) daß 
die falſchen Anſchuldigungen nicht, wie $ 164 St.⸗G.⸗B. erfordere, 
„bei einer Behörde“ gemacht ſeien: der Landesherr ſei keine Be⸗ 
hoͤrde. — Das Ober-Tribunal hat beide Einwände verworfen 
und führt dabei aus: ad 1) Die beiden an das Juſtiz⸗Mi⸗ 
niſterium gerichteten Ordres ſind niemals als Geſetze 
publicirt. Dieſelben haben nur die Bedeutung von Inſtruc⸗ 
tionen für diejenigen Beamten und Behörden, welche durch den In⸗ 
halt von Immediateingaben beleidigt zu ſein glauben. Iſt daher 
wegen des Inhalts einer Immediateingabe ohne vorherige allerhöchſte 
Zuſtimmung ein gerichtliches Verfahren einmal eingeleitet worden, ſo 
kann das in demſelben ergangene Strafurtheil nicht wegen Nichtbeob⸗ 
achtung jener allerhöchſten Ordres angefochten werden. — Ad 2) heißt. 
es: Der § 164 hat die bei einer Behörde gemachten falſchen Anſchul⸗ 
digungen eines Beamten deshalb mit einer nachdrücklichen Strafe be⸗ 
droht, weil durch ſolche der Beſchuldigte in die Lage gebracht wird, 
ohne Grund zur ſtrafrechtlichen reſp. disciplinariſchen Verantwortung 
gezogen zu werden. Der Kaiſer iſt nun aber mit Rückſicht auf die 
ihm durch die Reichs⸗ und Staatsverfaſſung übertragenen Functionen 
der geſetzliche Träger der höchften Gewalt und als folder mit der auge 
gedehnteſten Befugniß ausgeſtattet, die zu ſeiner Kenntniß kommenden, ; 
oft feiner eigenen Entſcheidung anheimgegebenen Geſuche und Anzeigen 
unterſuchen zu laſſen. Der Kaiſer muß demnach auch als die 
höchſte verfaſſungsmäßige Reichs- und Staats⸗Behörde 
im Sinne des Geſetzes betrachtet werden. . Re 

[Das Erkenntniß des hieſigen Stadtgerihts,] welches 
am Sonnabend gegen die Führer der Socialdemokraten gefällt wor⸗ 
den iſt, wird zwei Appellationen zur Folge haben, indem Herr Wil⸗ 
helm Hafenclever gegen das ihn zu einem Monat Gefängniß ver 
urtheilende Erkenntniß appelliren wird, der Staatsanwalt Teſſendorf 
aber gegen die Freiſprechung Haſſelmanns und Reimers Wider⸗ 
ſpruch erheben wird. 8 5 Re: 

Königsberg i. Pr., 5. Auguſt. [Schließung von Arbeiter⸗ 
vereinen. — Facius. — Penſionirung.] Aus Memel wird 
gemeldet, daß der dortige Arbeiter-Unterſtützungsverband, ſowie der 
Verein der Schiffszimmerer geſchloſſen worden iſt. — Der Vertreter 
von Königsberg im Herrenhauſe, Stadtrath v. Facius, iſt geſtorben. — 
Von den Stadtverordneten iſt die Penſionirung des Oberbürgermeiſters 
Scepanski bewilligt worden. 

Karge, 2. Auguſt. 47 55 in Kopenhagen ertrunkenen Lieute⸗ 
nant Günther betreffend.] Nachdem den Hinterbliebenen des in Kopen⸗ 
hagen verunglückten Architecten, Lieutenant Richard Günther aus Unruhſtadt 
die demſelben von dem Könige von Dänemark verliehene Medaille: „Für 
edle Thaten“ überſandt worden iſt, iſt ihnen auch eine ſolche „Für Rettun 
aus Gefahr“ von dem Kaiſer übermittelt worden. Die Mittheilung, da 
von den 30 einem Denkmale für den Verunglückten in Kopenhagen geſam⸗ 
melten 1300 Reichsthaler nur 500 Thlr. zu demſelben verwendet, der Reſt 
aber den Hinterbliebenen zu Gute kommen ſolle, iſt unrichtig, da, wie ich 
ke die ganze Summe zur Herftellung des qu. Denkmals verwendet werden 
wird. Be 

Lübeck, 2. Auguſt. [Berichtigung.] Auf dem Journaliſten⸗ 
tage zu Baden-Baden hatte am 26. v. Mts. bei Berathung des Anz 
trags Kletke's wegen Nachdrucks von Feuilleton⸗Artikeln Herr Janke 
(Romanzeitung in Berlin) als „eklatantes Beiſpiel ſchamloſen Nah: 
drucks“ mitgetheilt, die „Lübecker Zeitung“ drucke ſeit Anfang f 
dieſes Jahres Romane von Wichert ab und ändere, um dies zu ver⸗ 
decken, deren Titel (f. den Bericht in Nr. 349 der „Nat.⸗Ztg.“) — 
Dies hat dem angegriffenen Blatte Veranlaſſung zu folgender Zurück⸗ 
weiſung gegeben: 79 0 

Aus dem Bericht über die mae des neunten deutſchen Journa⸗ 
liſtentages zu Baden⸗Baden vom 26. d. Mts. entnehmen wir zu unſerem 
nicht geringen Erſtaunen, daß unſer Coneurrent Herr Ed, nachdem fein Ver⸗ 
ſuch dieſer Zeitung den ihr gebörigen Titel „Lübecker Zeitung“ zu nehmen 
und ihr mittelſt eines ſogenannten Nachdrucks⸗Prozeſſes ein frühes Grab 
u graben, mißglückt und zwar in allen drei Inſtanzen, zuletzt vom Reichs⸗ 
Oberbandesgericht als widerrechtlich abgewieſen iſt, nunmehr zu anderen | 
Mitteln gegriffen hat, um uns in den Augen der Welt zu ſchaden. Cr 
bat zu dieſem Zweck ſich nicht entblödet, in Verbindung mit dem 
von ihm anſcheinend irregeführten Herrn Janke in Berlin uns öffent⸗ 
lich des Nachdrucks zu bezichtigen. Mit Recht mahnte indeß ſchon 
der Vorſitzende des Journaliſten⸗Congreſſes daran, daß der angeſchuldigte 
Theil nicht vertreten und eine objective Ermittelung des Thatbeſtandes nicht 
möglich ſei. Wenn eine ſolche objective Ermittelung der Sache eintritt, — 
und wir werden auf alle Weiſe bemüht fein, eine ſolche herbeizuführen — 
jo wird es ſich herausſtellen, daß jene Anſchuldigungen des Herrn Ed voll⸗ 
ſtändig unwahr ſind. Schon jetzt aber erklären wir es für eine von uns 
gegen denſelben ſtrafgerichtlich zu verfolgende Verleumdung, daß wir von den 
in unſerem Feuilleton zuletzt gebrachten ſechs Erzählungen vier widerrechtlich 
nachgedruckt hatten. Dieſelben find uns vielmehr fämmtlih pon den bes 
treffenden Berechtigten auf unſere Beſtellung zum Zweck des Abdruckes in 
unſerer Zeitung zugeſchickt worden, wie dies die im Gange befindlichen gericht? 
lichen Verhandlungen ausweiſen werden; deren Reſultat wir ſeiner Zeit dem 
Publikum mittheilen werden. Einſtweilen erwarten wir von dem Gerechtig⸗ 
keitsgefühl aller Redactionen, welche den verleumderiſchen Anſchuldigungen 
des Herrn Ed Ausdruck gegeben, daß fie dieſe unſere „vorläufige Zurück ⸗ 
weiſung“ aufnehmen. Die Redaction der „Lübecker Zeitung.“ 1 

Saarbrücken, 2. Auguſt. [Am diesjährigen Jahrestage 
der Schlacht bei Spicheren!] (6. Auguſt) wird in hieſiger Schloß⸗ 
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tionen der einzelnen bei Spicheren im Feuer geſtandenen Regimenter; 
der Oberpräſident der Rheinprovinz, ſowie der Kriegsminiſter v. Kameke, 
welcher bekanntlich den Sturm auf die Spicherer Höhen eröffnete, haben 
gleichfalls ihre perſönliche Theilnahme zugeſagt. 

ran kreich. 

Paris, 3. Auguſt. [Zur Abberufung des „Drenoque‘] 
ſchreibt man der „K. Z.“: Natürlich ward das energiſche Vorgehen 
der italtenifchen Regierung wegen des „Orenoque“ von der legitimiſti⸗ 
ſchen „Union“ auf preußiſche Anſtiftung zurückgeführt. Daran ſind 
wir längſt gewöhnt, aber perfid bleibt die Taktik doch, alle Miniſter 
Europas für Eſel oder Haſen zu erklären, die nur ſchreien oder laufen, 
wenn Bismarck dahinter ſitzt. Es iſt jetzt überhaupt aber wieder die 
Zeit, wo alles, was Franzoſe heißt, über deutſche Interventionsgelüſte 
ſchreit, um die Berliner Regierung zu iſoliren und dadurch einzuſchüch⸗ 
tern. Decazes kennt ſeine Leute in Spanien und Italien allerdings 
vortrefflich; aber in London, Wien und Petersburg wird man ſie wohl 
auch kennen und wiſſen, daß Hohenlohe in ſeiner Unterredung mit 
Decazes ſehr vorſichtig war und keineswegs zu Angriffen Grund ge: 
boten. Wenn die Angriffe doch erfolgten, ſo darf das nicht verwun⸗ 
dern, denn Decazes iſt ein geriebener Geſell, der den Schein des 
Liberalismus ſucht, es aber auch nicht mit den Ultramontanen ver⸗ 

derben will und darf; es gilt daher, den Argwohn auf falſche Fährten 
zu leiten. Und die Ultramontanen ſind allerdings beunruhigt. „Univers“ 
geht heute ſchon fo weit in feinem Zorn über die Nachrichten der 
„Köln. Ztg.“ in Betreff Italiens, daß es ihre Nachrichten auf die 
italieniſche Geſandtſchaft zurückführt und hinzuſetzt: „Das würde uns 
gar nicht mehr wundern, da die Gefühle des Herrn Nigra zu 
bekannt find, der ſeit Jahren das Amt eines Höflingd von 
Preußen verſieht und daher keinen Anſtand nehmen wird, ſich den 
Correſpondenten im Dienſte des Herrn von Bismarck zu Dienſt 
zu ſtellen.“ Wir brauchen kaum hinzuzufügen, daß das „Univers“ 
blind in den Tag hinein ſchimpft und nicht die geringſten Anhalts⸗ 
punkte über die Quellen unſerer Nachrichten über Italien hat. Für 
die Ultramontanen wäre es allerdings eine harte Ohrfeige, wenn der 
„Orenoque“ gerade jetzt von der Bühne verſchwände, wo er ſo lange 
als Demonſtration der Entente zwiſchen Vatican und Frankreich und 
der Gemeinſamkeit der Zwecke figurirte. Aber auf der anderen Seite 
hat Decazes auch Grund, gerade jetzt den Ultramontanen und Legiti⸗ 
miſten eine handgreifliche Warnung zu ertheilen, da ſie offenbar wieder 
etwas im Schilde führen. Die „Corr. Havas“ meldet ſchon die Ab⸗ 
reiſe mehrerer legitimiſtiſchen Deputirten nach dem gegenwärtigen 
Aufentshaltsorte des Grafen von Chambord, Marienbad in Böhmen. 
Die monarchiſchen Blätter ſind nichts weniger als erfreut über dieſe 
Nachricht, da ſie dieſelbe als verfrüht betrachten und noch immer irgend 
einen Streich der Linken in der Nationalverſammlung befürchten. Die 

„Corr. Havas“ ſetzt hinzu: „Bei Gelegenheit des Grafen von Cham⸗ 
bord behauptet man, er werde nach ſeiner Marienbader Kur ſein 
Schloß in Frankreich beſuchen und eine Wallfahrt nach Lourdes machen. 
Dieſe Gerüchte geben jetzt ſchon Veranlaſſung, von verſchiedenen De⸗ 
monſtrationen zu ſprechen, die in der legitimiſtiſchen Welt projectirt 
ſein ſollen. Doch ſind alle dieſe Vorausſetzungen nur ſehr mit Vor⸗ 
ſicht aufzunehmen.“ 

Im Kriegsminiſterium! find die nöthigen Beſehle Behufs 
Ausarbeitung der Befeſtigungspläne von Chagny in Burgund gegeben 
worden. 

[Bonapartiſtiſches.] Man ſchreibt der „K. Z.“: Daß der 
kaiserliche Prinz drei Tage in Paris geweſen, wird heute vom „Pays“ 
und vom „Gaulois“ in Abrede geſtellt. Der „Ordre“ aber, welcher, 
da die „Republique Francaiſe“ die Nachricht der „Kölniſchen Ztg.“ 
zu einem Angriff gegen die Bonapartiſten benutzte, heute das Wort 
in der Sache ergreift, läugnet keineswegs, daß der Prinz in Paris 
war. Er ſagt: 

„Es iſt nicht das erſte Mal, daß die Radicalen zur Unterſtützung der 
Deutſchen ihre Zuflucht nehmen, um die napoleoniſche Dynaſtie anzugreifen. 
Indem das Journal Gambetta's ſich zum Echo der „Kölniſchen Zeitung“ 
machte, bleibt es der demagogiſchen Tradition getreu. Möge dieſes republi⸗ 
caniſche Blatt nach Gutdünken dieſe „von dem preußischen Blatt gegebene 
Nachricht commentiren, wir haben uns damit nicht zu beichäftigen; möge es 
nach dieſem preußiſchen Organ die Anweſenheit des kaiſerlichen Prinzen in 
Paris denunciren. Was liegt uns daran? Wir haben ſchon geſagt, erſt 
an dem Tage, wo die Nadicalen den Erben Napoleons III. und die Impe⸗ 
rialiſten nicht mehr inſultiren, werden wir über den Sieg der von uns ver⸗ 
theidigten Prinzipien unruhig ſein. Zum Glück für die Sata Frankreichs 
vermehren ſich die Beleidigungen im Verhältniß zu den Fortſchritten, welche 
die Sache der Berufung, an das Volk macht. Unſere Freunde haben ſich 
deßhalb nicht um die Verleumdungen einer erh reſſe zu kümmern. 
Sie aufnehmen, würde eine zu 851 Ehre für ſie ſein. Man discutirt nur 
mit denen, welche man achtet. Wir werden nicht antworten.“ 

Daß der kaiſerliche Prinz in Paris war, iſt vollſtändig begründet. 
Er wohnte im Hotel du Rhin, wo bekanntlich ſein Vater 1848, ehe 
er zum Präſidenten der Republik ernannt wurde, reſidirte. Was die 
Beſchuldigung anbelangt, daß die Radicalen ſich auf die Mittheilungen 
deutſcher Blätter fügen, um über die napoleoniſche Dynaſtie herzu⸗ 
fallen, welche ſo viel Unheil über Frankreich gebracht, ſo klingt dies 

jedenfalls hoͤchſt lächerlich, wenn man weiß, daß Frau Rattazzi in 
Kiſſingen war, um im Namen der Exkaiſerin Eugenie den „Bismarck“ 
um die Beſchützung des „Prince Imperial“ anzuflehen. — Die 
„Preſſe“, das Organ des Herzogs von Decazes, rückt heute dem 
„Univers“ zu Leibe. Das ultramontane Blatt hat geſtern geſagt, daß 
die „Ausweiſuug der Gemahlin von Don Carlos jedenfalls dem Herzog 
Decazes das Lob der Radicalen verſchaffen werde“. „Wir glauben“, 
erwidert heute die „Preſſe“, „daß der Herzog Decazes das Lob der 
Radicalen nicht ſucht; gewiß iſt aber, daß es ihm leid thun würde, die 
Billigung der Ultramontanen zu erlangen. In der gegenwärtigen Lage 
Frankreichs würde ein Miniſter des Aeußern, welcher den Schutz der 
Ultramontanen hätte, bald den Sturz der Regierung, zu der er ge 
hört und den des Landes ſelbſt nach ſich ziehen.“ In den ultramon⸗ 
tanen Kreiſen ſelbſt iſt man außer außer ſich. Man kann dies aus 
zwei Notizen des „Univers“ erſehen. Die erſte lautet: „Verſchiedene 
Blätter melden ernſthaft, daß die Regierung die Zurückberufung der 
„Orenoque“ beſchloſſen habe. Wir laſſen nicht allein die Wahrhaftig⸗ 
keit, ſondern auch nicht die Möglichkeit einer Conceſſton zu, deren Idee 
ſelbſt Herr Thiers nicht ertragen konnte.“ Die zweite beſagt: „Man 
fragt uns, was die katholiſchen Deputirten Betreffs der Note des offi⸗ 
ciellen Blattes gegen Migr. Guibert thun werden. Wir verweiſen die 


* Frager auf die Sitzungsberichte. Sie werden darin leſen, daß die 
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ſchreibt man der „K. Z.“, — mitzutheilen habe, iſt, daß General 
Mortones mit 15,000 Mann von Pamplona nach Logrono gegangen 
it. In dieſer kleinen Stadt müſſen alſo augenblicklich verhältnißmäßig 
beträchtliche Truppenmaſſen angehäuft fein. 
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Deputirten beſchloſſen haben — Ferien zu nehmen.“ 
N Spanien. 
Santander, 30. Juli. [Moriones. — Die Regierung 
und die Preſſe.] Die jüngfte Neuigkeit vom Kriege, die ich — fo 


Die Uebermittlung von 
Nachrichten über den ſpaniſchen Bürgerkrieg hat jetzt ihre beſonderen 
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werden gar nicht mehr angenommen. Sogar die an Zeitungen 
adreſſirten Briefe ſollen mit Beſchlag belegt werden. Das wird der 
Regierung freilich Alles nichts helfen, wenn ſie die Correſpondenten 
nicht ſelbſt des Landes verweiſt. Nachdem man lange übermäßige 
Nachſicht geübt und den Krieg mit gar zu zarten Rückſichten geführt 
hat, ſchüttet man jetzt, wie es ſcheint, das Kind mit dem Bade aus. 
Die rigoröſen und weit über das Ziel hinausſchießenden Maßregeln 
ſind ein ſchlechter Dank für die Sympathleen, welche gerade die aus⸗ 
ländiſchen Correſpondenten der republikaniſchen Regierung entgegen⸗ 
gebracht und im Auslande erworben haben. Es iſt gar nicht abzu⸗ 
ſehen, welcher Zweck mit dieſer neuen chineſiſchen Mauer, die um die 
Grenzen Spaniens aufgerichtet worden iſt, erreicht werden ſoll. Darüber 
iſt bereits das Nöthige bemerkt worden. 

Madrid, 3. Auguſt. [Briefe vom Kriegsſchauplatze in 
Catalonien! beftätigen, einem von hier abgegangenen Telegramm 
des Reuter ſchen Bureau's zufolge, die Nachricht von der Hinrichtung 
republikaniſcher Gefangenen durch die Carliſten. Die Gefangenen 
wurden vor ihrer Hinrichtung in einer Kirche mit drei Prieſtern ein⸗ 
geſperrt, und als ein Offizier einem der Prieſter Vorwürfe wegen ſeines 
Betragens machte, antwortete letzterer mit einem Bajonetſtoß. Kurz 
darauf wurden 280 Gefangene, von denen 85 Carabiniers und 12 
Offiziere waren, erſchoſſen. Die ſpaniſche Regierung, fügt das Tele⸗ 
gramm hinzu, hat die Veroffentlichung dieſer Nachricht verboten, um 
die Öffentliche Meinung nicht noch mehr aufzuregen. 


Portugal. 

Liſſabon, 16. Juli. [Die Abgeordnetenwahlen] find — 
fo ſchreibt man der „A. Z.“ — im ganzen Lande mit der vollkom⸗ 
menſten Freiheit und der größten Ruhe vollzogen worden. Wie man 
es erwartete, gab das Land der Regierung eine große Mehrheit. Mit 
Recht, denn ſie verdient auch dieſe bezeichnende Kundgebung durch die 
Maßregeln, welche fie getroffen hat, um die Ordnung und Geſetzlich⸗ 
keit aufrecht zu erhalten und die Finanzen des Staates zu ordnen, 
die ſchwebende Schuld zu beſeitigen, die Ausgaben und Einnahmen 
in Gleichgewicht zu ſetzen und ebendadurch den Credit des Landes im 
In⸗ und Auslande zu heben. Es wurden 77 Anhänger der beſtehen⸗ 
den Regierung gewählt, und nur 14 Abgeordnete der Oppoſition. 
Von den erſteren gehören 46 der eigentlichen Regierungspartei, der 
Fraction an, aus welcher die Miniſter hervorgegangen ſind, die übri⸗ 
gen 31 ſolchen Fractionen, welche der Regierung ihre Unterſtützung 
leihen. Das Ergebniß der Wahlen auf den Azoren und in den über⸗ 
ſeeiſchen Beligungen kennt man noch nicht; doch werden nach den 
neueſten Nachrichten auch die dortigen Wahlen nicht anders als der 
Regierung günſtig ausgefallen ſein. Die portugieſiſche Regierung ſteht 
alſo ſtark da, getragen von der großen Mehrheit des Volkes. Das 
Land erfreut ſich ſomit einer conſtanten Politik, die Regierung lebt 
nicht blos von der Gunſt eines Tages auf den andern. Die koͤnig⸗ 
lichen Majeſtäten befinden ſich gegenwärtig iu ihrem Palaſte zu Quelutz, 
zwei Stunden von Liſſabon. — Unſere auswärtige Schuld ſteht auf 
46,60; unſere innere 47. 

Niederlande. 

Amſterdam, 2. Auguſt. [ueber die Ultramontanen in 
den Niederlanden] ſchreibt man der „K. Z.“: Die Schändlichkeiten 
der carliſtiſchen Kriegsführung haben auch hier ſchon lange die allgemeine 
Entrüſtung hervorgerufen. Mit ſichtbarer Befriedigung bringen denn auch 
die holländiſchen Zeitungen die Nachrichten von den bevorſtehenden 
Maßregeln, welche deutſcherſeits ergriffen werden ſollen, dem Unweſen 
nach Kräften zu ſteuern. Leider befindet ſich unter den carliſtiſchen 
Horden mancher Holländer. Bekanntlich lieferteu ſeiner Zeit die Ka⸗ 
tholiken der Niederlande ein bedeutendes Contingent zu den päpſtlichen 
Zuaven. Nachdem dieſe aufgelöft waren und in ihr Vaterland zu: 
rückkehrten, bilden ſie Vereine, um einen Kern für die künftige Armee 
der Ultramontanen zu erhalten. Viele Mitglieder dieſer Vereine ſind 
zur carliſtiſchen Armee gezogen, und zwar gerade in dem Augen⸗ 
blicke, wo das Vaterland ihre Dienſte gegen die Atchineſen ſehr 
gut gebrauchen konnte. Sie haben dadurch einen neuen thatſäch⸗ 
lichen Beweis geliefert, daß Ultramontane nicht mehr zum Dienſte 
des Vaterlandes, aber wohl zu dem der römiſchen Curie bereit 
ſind. Daß die niederländiſchen Ultramontanen gut carliſtiſch ge⸗ 
ſinnt ſind, braucht keiner weiteren Ausführung, man weiß nur 
ihren Muth oder lieber ihre Unverſchämtheit bewundern, womit ſie 
die Gräuel des Krieges nach ihrem Herzen vertheidigen. Die früher 
beſprochenen Artikel im „Gids“ und dem „Handelsblatt“ haben hef⸗ 
tigen Widerſpruch von ultramontaner Seite hervorgerufen, dem ſich 
ſelbſt die Anti⸗Revolutionären angeſchloſſen haben. Es iſt zu bedauern, 
daß das „Handelsblatt“ ſich keine beſſere Waffe gegen ſeine Feinde 
geſucht hat, als eine doch immerhin gezwungene Auslegung des Grund⸗ 
geſetzes, nach welchem jeder Niederländer, ohne Unterſchied des Glau⸗ 
bensbekenntniſſes, zu jedem Staatsamte berechtigt iſt. Den Ultramon⸗ 
tanen aber dieſes Recht zu nehmen, weil ſie ſtaatsgefährlich ſind, iſt 
gegen den Wortlaut der Conſtitution. Bei der beſtehenden Trennung 
zwiſchen Kirche und Staat hat der letztere ja mit dem Glauben ſeiner 
Beamten nichts zu thun, wenn derſelbe ſich auch als ſtaatsgefährlich 
herausſtellt. So lange ſich dieſer Glaube nicht in ſtaatsgefährlichen 
Handlungen äußert, hat der Staat nach dem Geiſte der beſtehenden 
Grundgeſetze ſich nicht darum zu kümmern. Dieſen Standpunkt ver⸗ 
trat ja vor etwa einem Jahre auch das „Handelsblatt“. Mit Haus⸗ 
mitteln iſt gegen den Ultramontanismus nicht viel auszurichten; dazu 
gehören kräftigere Heilmittel. 


Großbritannien. 

* London, 3. Juli. [Das Attentat auf Fürſt Bismarck.] 
Der Proteſtantiſche Geiſtlichen⸗Schutz⸗Verein von Großbritannien und 
Irland in Dublin hat, wie bereits telegraphiſch gemeldet wurde, dem 
Fürſten Bismarck eine vom 31. Juli datirte Adreſſe überſandt, worin 
er zu dem Mißlingen des Attentats auf feine Perſon warm beglück⸗ 
wünſcht wird. Es heißt darin „daß die Verübung eines ſolchen Atten⸗ 
tats nur erwartet werden konnte von einer Macht, die das Blut der Heiligen 
wie Waſſer fließen ließ, und die ſich zu allen Zeiten und an allen Orten 
als der hartnäckige Feind jeder Freiheit, des Fortſchritts und der Civili⸗ 
ſation erwieſen hat.“ Die Adreſſe weiſt ferner darauf hin, daß es 
Fürſt Bismarck iſt, dem die Züchtigung Frankreichs, des Aelteſtgeborenen 
der päpſtlichen Kirche, zu verdanken ſei, und daß durch ſeine Anſtren⸗ 
gungen Deutſchland zu einer ſtarken und einigen Nation gemacht wurde 
und der Proteſtantismus eine große Macht auf dem Continent ge⸗ 
worden. Nach einem Hinweis auf einige andere bemenkenswerthe 
Phaſen in der Laufbahn des Fürſten ſchließt die Adreſſe mit folgender 
Anſprache an denſelben: „Für alle dieſe Dienſte haben Sie den 
Haß Eines geerntet, der niemals Vergebung kannte — der Kirche 
von Rom, wie fie durch die Prieſter und Jeſuiten dargeſtellt wird, 
und folglich braucht es uns nicht zu wundern, daß Ihr Leben frevel⸗ 
haft und gottlos angegriffen wurde.“ 

[Der Schluß der Parlamentsſeſſion.] Unter dem Vorſitz 
der Königin findet am 6. d. M. in Osborne ein Conſeil ſtatt, in 
welchem die Thronrede anläßlich des Schluſſes der Parlamentsſeſſion 
genehmigt werden ſoll. — Das miniſterielle Weißfiſcheſſen in Greenwich 
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is zum Mittwoch verſchoben worden. Es werden ih an den 
ben über 100 Perſonen von Diſtinction betheiligen. 1 er; 
Denkmal für Prieſtley.] Den erſten Auguſt, als den da, . 
welchem vor hundert er rieſtley den Sauerſtoff entde 92 das Den 
mingham durch ein ſehr angemeſſenes Feſt begangen. Es wurde 
mal enthüllt, welches dieſe Stadt ihrem ehemaligen berühmten 
ſetzt hat. Allerdings hat Birmingham Urſache genug, an rehrochen⸗ 
Prieſtley das gut zu machen, was es gegen den lebenden ber lcher die ber, 
philoſophiſche Theolog und Prediger einer Diſſentergemeinde, we a Gottheit 
knöcherte Kirche eifrig anfoht und die unitariſche Auffaſſung de unferem 
lebrte, wurde zur Zeit der franzöſiſchen Revolution, als ihm pe 
Schiller — Monſieur Gille — die zweifelhafte, aber jedenfalls em gegen 
Ehre eines franzöſiſchen Bürgerdiploms zu Theil 1 von konnte 0 
ihn aufgeregten Pöbel in feiner Wohnung überfallen; er ſelbſt ſchaftlahel 
nur mit Mühe retten, ſein Haus aber mitſammt ſeinen wiſſen er Into⸗ 
Sammlungen und feinem Bächerſchatz fiel den Flammen fana do 
leranz zum Opfer. Prieſtley beſchloß ſein Leben in Amerika, au eilich der 
pfäffiſcher Verfolgungsſucht nicht unbehelligt. Vorgeſtern war es 1 75 Ent 
Naturforſcher, nicht der Theologe Prieſtley, deſſen Andenken durch wie et 
büllung der Bildſäule gefeiert wurde. Denn letztere ſtellt ihn 9 
am 1. Auguſt 1774 in Lord Shelburnes Garten zu Bowoo tag inen 
während er vermittelt eines Vergrößerungsglaſes die concentrirten und 
ſtrahlen auf gewiſſe Chemicalien wirken ließ, den Sauerſtoff entwicke t nut 
erkannte. Profeſſor Huxley aber, welcher die Feed hielt, ehrte Mi er den 
den Phyſiker, ſondern auch den Philoſophen Prieſtley, vor Allem Stürmen 
tapfern Mann, der den Muth feiner Ueberzeugung hatte und in den W 
des Lebens unbeirrt feinem Ideal nachſtrebte. 


Nuß land. u 
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E. St. Petersburg, 1. Auguſt. [Das deutſche Conſulg 
— Die deutſchen Schulen der Qdeſſaer Landſchaft.] ruf 
der letzten Zeit beſchäftigen ſich die deutſchen Colonien der beiden ifet 
de! 


ſiſchen Hauptſtädte lebhaft mit der augenblicklich offenen Frage 
conſulariſchen Vertretung. Schon ſeit Wochen hat der Conſu fen 
Deutſchen Reichs, Botſchaftsrath Dr. Buſch, St. Petersburg verla * 
und es iſt ſehr zweifelhaft, ob derſelbe überhaupt wieder hierher 9 
kehren wird, da er für die Stelle des Decernenten für den O m 
in Berlin auserſehen ſein ſoll. Die hieſige Colonie würde 197 
jedenfalls einen ausgezeichneten Vertreter verlieren, der es dung g 
ebenſo eifrige als umſichtige und taktvolle Wirkſamkeit gleich ſe die 
Vorgänger, Dr. v. Bojanowski, verſtanden hat, ſich in Kurzem 4 
allgemeinſte Sympathie zu erwerben. Wenn man auch hofft, Ja, 4 
etwas durchaus Nothwendiges es mit Sicherheit erwartet, daß fel 
Buſch, falls er nicht wieder zurückkehrt, einen gleich tüchtigen Nach 1＋ 
ger erhalten würde, — vorläufig iſt der bisherige Kanzler des 1 
kauer deutſchen Conſulats, Herr Aſſeſſor Frommelt, mit feiner © . | 
vertretung betraut, — fo wird doch der häufige Wechſel im ihrer Gr 
ſularvertretung von der hieſigen Colonie als ein mißlicher Um 
betrachtet, da die auf ſolche Weiſe hervorgerufenen uebergangspeneſg \ 
immer eine Zeit verhältnißmäßiger Unſicherheit darftellen, in der 
die neu eintretende Kraft in den geſetzlich und ſprachlich eigenar i ö 
Verhältniſſen erſt orientiren und feſten Fuß faſſen muß. Es 2 
jedenfalls auf der Hand, daß die Autorität des Inſtituts um ſo * 
wichtiger iſt, je länger es von ein und derſelben geſchickten Han , 
leitet wird. In Moskau handelt es ſich um mehr als eine Perso N 
frage. Dort wurde das Conſulat feit der Ueberführung des berg 
v. Bojanowski nach hier wieder von einem Kaufmann verwaltet, N 3 
ein juriſtiſcher Kanzler zur Seite fand. Herr Spies, der Inh ie 
einer der angeſehenſten Firmen der Stadt, hat feinem wichtigen 1 5 
auch ſeine beſten Kräfte gewidmet. Sein durch die Abſicht, Mos 1 
zu verlaſſen, vor Kurzem veranlaßter Rücktritt hat nun in Berlin i 
der Entſcheidung geführt, auch in Moskau wieder zu dem Princip . 
Berufsconſuls zurückzukehren, und iſt Herr Dr. Lauboreau, bisher Due 
ſul in Trapezunt, für diefen Poften deſignirt worden. Mit Rückſicht aufe 
Nothwendigkeit, daß das Conſulat wie mit der Sprache, fo auch 15 
den beſonderen Verhältniſſen des Platzes genau vertraut fein "en 
wird dem Berufsconſul eine kaufmänniſche Perfönlichkeit beige 
werden, ſo daß die Moskauer Vertretung dann gleich der fee 
organiſirt fein wird. Angeſichts der Bedeutung, welche die zahlten. 
deutſche Colonie Mogkau's hat, begrüßt dieſelbe die neue Einrichten 
mit Genugthuung und hofft, daß ſie am geeignetſten ſich erweſc 
werde, den Schwierigkeiten zu begegnen, welchen erfahrungen 
gerade dort die Verwaltung des deutſchen Gonfulat® ganz beſon 
leicht begegnet. Jedenfalls ſind die bezüglichen Verhältniſſe auch ©, 
Moskau während der letzten acht Jahre weſentlich anders geworden 
eine Correſpondenz der „St. Petersb. Ztg.“ von dort ſchließt mit 
Worten: „Es darf ſich heute der deutſche Reichsangehoͤrige, et 
preußiſcher Staatskunſt, Glück wünſchen, im Auslande nicht län 
den früheren oftmals ärgerlichen und beſchämenden Inconvenien 
ausgeſetzt zu ſein. Wer vor dem Jahre 1866 als deutſcher der 
ſtaatler reiſte oder im Auslande lebte, konnte allerorts die Miſöre N 


Vertretung oder Nichtvertretung und darauf bezügliche Curioſa nur 

häufig conftatiren.” — Die deutſche Colonie des ruſſiſchen Sit 

fühlt ſich nicht gerade angenehm durch ein Referat berührt, welcher I. 
Vorſitzende des Odeſſa'ſchen Landamts über die dortigen Den 
Schulen erftattet hat und das nach dem „Golos“ zu dem Schluß, 

kommt, weder die Ruſſen im Allgemeinen, noch die Odeſſaer ben 
ſchaft im Beſonderen hätten Grund, die deutſchen Schulen zu bene uch | 
oder etwas aus ihnen zu entnehmen. Immer ergiebt es ſich gal N 
aus dieſem mißgünſtigen Referat, daß der Beſuch der ſeit 1802 er Br 
renden Elementarſchulen obligatoriſch, daß die Schuldisciplin au 4 
zeichnet und der Stand der deutſchen Elementarkenntniſſe in 9% ige 
Maße entwickelt iſt, und das dürften recht nachahmungswürd * 
Momente fein. Wenn es wahr if, daß die Schüler IP 12 f 
wie kein Wort ruſſiſch verſtehen, weder in den 00 0 
deren Kinder, nach demſelben Bericht, fließend ruſſiſch leſen und e. 
rect nachſchreiben, noch in den 1869 und 1870 gegründeten 3 aul 
Centralſchulen, welche für die Colonie der deutſchen Sprache ma ſch 
Lehrer ausbilden ſollen, ſo iſt das jedenfalls ein Uebelſtand, ir- 
den Coloniſten ſelbſt am fühlbarſten machen wird; das neue ien 4 
geſetz, dem die Söhne der Coloniſten auch einmal Folge zu le die 
haben werden, gewährt mit Recht nur denen Vergünſtigungen, * 
Ruſſiſch verſtehen, und das wird die Kenntniſſe in der Landesſpra 
bald überall heben, wo fie noch daniederliegen. Im Uebrigen am, 
der Bericht das Fehlen praktiſcher Unterrichtzübungen an den Gulden 

ten Centralſchulen, ſowie die Abweſenheit von Karten und berſel 
für den Anſchauungsunterricht in den Elementarſchulen, die u nd ab 
lung der Klaſſen, die mechaniſche Methode des Unterrichts u 

unbequeme Klaſſenmobiliar. In dieſen Beziehungen müſſen w 
die deutſchen Schulen der Odeſſaer Landſchaft ebenſo verbeſſa in 
viele ruſſiſche überhaupt. Die Einrichtung der Sonntagsklaſſchnten 5 
denen der Paſtor den confirmirten Kindern bis zu ihrem achtzey nd 
Jahre in Form von Unterredungen die Grundſätze der Relgn 
der Moral einprägt, lobt der Berichterſtatter und findet er mie 
nachahmungswerth. Im Ganzen ſcheint es nicht ſo ſchlimm Jearchten 
als das Referat in ſeinem Tenor für den erſten Augenblick j ach 

läßt. Den Coloniſten iſt jedenfalls nur zu empfehlen, eifrig 
zu trachten, ihre Schulen nach allen Seiten ſo zu reformiren S 
bald mit den übrigen im Allgemeinen muſtergiltigen deutſchen 

Rußlands auf gleicher Stufe ſtehen. 
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un. Provinzial-Zeitung. | 
reslau, 6. Auguſt. [Von einem Augenzeugen! erhalten wir 
Alder Mittheilung über den Eiſenbahnunfall des en Nr. 2 (von 

5 kommend) am 4. Auguſt c. früh zwiſchen 6 und 7 Uhr auf der Oder⸗ 
hin, ei Steinau (Nr. 359 dieſer Zeitung) noch folgende Daten: Es ift 
de fügen, daß drei Wagen, die fih durch einen Merken Ruck von 
uge löſten, auf der Brücke liegen geblieben und höchſt wahrſcheinlich 


duch entglei 

b gleiſt find, und daß von den übrigen Wagen, welche noch eine Strecke 
di ungefähr 500 Schritt weiter gefahren, dem letzten beim Halten das rechte 
oll 


5 fehlte, es ſei denn, daß ſich der Augenzeuge arg getäufcht haben 

die] Außerdem mußten noch zwei Wagen, einer für die 3. und einer für 
„und 2. Klaſſe auf der Stelle, wo der Zug zum Stehen gebracht wurde, 

fab gelaſſen werden, weil dieſelben ſo demolirt waren, daß an eine Weiter⸗ 
auf mit denſelben nicht gedacht werden konnte. Die reiſenden Perſonen wurden 
duc em Packwagen und einem Wagen 4. Klaſſe bei langſamer Fahrt, welche 
. keſordautbig war, weil dieſe Wagen auch ſchadhaft geworden, bis Wohlau 
Ein ert, wo ſie ſich einen unfreiwilligen Aufenthalt von mindeſtens drei 
Ei len (bis 212 Uhr Mittags) gefallen laſſen mußten. — Daß ein Stein 
| Ann rſache der Entgleiſung ſein könnte, bleibt wohl vorläufig ſo lange eine 
vnd dme, bis die amtliche Unterſuchung dies feſtgeſtellt hat. Jedenfalls 
lich die bedeutende Krümmung des Bahnkörpers vor der Brücke mit ziem⸗ 
tarkem Fall immer zur größten Vorſicht mahnen. Wünſchenswerth wäre 

auf — erfahren, ob die beiden Poſtbeamten und der Schaffner, welche ſich 
mit * drei auf der Brücke verunglückten Wagen befanden, nur den Schreck 
litten Fabed. gen Mitfahrenden geibeilt, oder ob dieſelhen Verletzungen er: 

en. 


1 Anlitothen aus der Provinz.] » Brieg. Das „Oderblatt“ ſchreibt: 
5 ontag in den erſten Nachmittagsſtunden wurde hier die Wahrnehmung 
. groben Brandes gemacht, der jenſeit des Leubuſcher Waldes in 
Denn utfernung von zwei bis drei Meilen von hier ausgebrochen war. 
Aber Vernehmen nach ſoll bei Raſchwitz ein Waldbrand ſtattgefunden haben, 
eß iſt die Beſtätigung dieſer Mittheilung noch abzuwarten. 
u ſtittelſteine. Von hier wird dem „Geb.⸗Boten“ geſchrieben: Bei 
Fun deftigen Gewitter am 30. v. Mts. fuhr der Blitz auf dem Felde des 
Andergutsbeſitzers A. H. in eine aus Korngarben beſtehende ſog. Puppe und 
— gie fie an, fo daß die Garben trotz des ſtrömenden Regens verbrannten. 
1 dat aplan Kolbe erhielt die Aufforderung, binnen 14 Tagen die Feſtungs⸗ 


in Glatz anzutreten. 
en 


Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege. 


Aus den Motiven zu dem Entwurf des Reichsbankgeſetzes] 
un vor Allem die Darlegungen über den allgemeinen Standpunkt 


ber Intereſſe, von welchem aus das Reichskanzleramt zur Aufſtellung 
adh n elbeſtimmungen ſeines Geſetzvorſchlages gelangt iſt. Es heißt 
I EL: 
| ue Entwurf erkennt die Aufgabe des zu a ede Geſetzes in der Re⸗ 
Kühe 8 der Notenausgabe, denn für diejenigen Banken, welche Banknoteu 
beäusgeben, ſind die Beſtimmungen des deutſchen Handelsgeſetzbuches, 
Br eſondere die reichsgeſetzlichen Vorſchriſten über Actien⸗ und Kommandit⸗ 
haften als ausreichend zu betrachten. Soweit die wünſchenswerthe 
de Entwickelung ſolcher Banken bisher in den Privilegien der Notenaus⸗ 
die N der Banken Gemmniffe fand, bietet die Regelung der Notenausgabe 
Wach dachi, 5 Hemmniſſe thunlichſt zu entfernen. Die Geſtaltung, 
gew e das Zettelbankenweſen im Laufe der letzten Jahrzehnte in Deutſchland 
An önnen hat, kann durch die Reichsgeſetzgebung nicht mit einem Schlage 
an bert und nach den Normen eines einheitlichen Syſtems definitiv ge: 
a 


ceſſion ertheilt ſind, dadurch, daß er außerhalb dieſes Gebietes den Geſchäfts⸗ 
betrieb der Banken durch Zweiganſtalten, Agenturen oder Commanditen 
($ 17) und den Umlauf ihrer Noten (§ 18) verbietet. Dagegen gewährt er 
jeder Bank die Möglichkeit, zu ihren Gun ten die Außer eben dieſer 
beſchränkenden Beſtimmungen ganz oder theilweiſe dadurch herbeizuführen, 
daß ſie bis zum 1. Januar 1876 die Vorausſetzungen erfüllt, in Ben der 
Entwurf die von ihm bezweckte Reform der beſtehenden Bankprivilegien zu⸗ 
ſammenfaßt ($$ 19 und 20). 

Dieſe Vorausſetzungen beziehen ſich auf den Umfang des Notenumlaufs, 
die Notendeckung, die Noteneinlöſung, die Aufhebung der Excluſivrechte und 
des Privilegs der Annahme der Noten in den öffentlichen Kaſſen, endlich 
auf die Einführung der Widerruflichkeit der Befugniß zur Notenausgabe zum 
1. Januar 1868. 

Was den zuläſſigen Umfang des Notenumlaufs angeht, fo beihränten 
die beſtehenden Pripilegien denſelben entweder auf den Betrag des einge⸗ 
zahlten Grundcapitals, oder ſie ſetzen demſelben keine äußeren se in⸗ 
dem ſie ihn nur von dem Umfange der vorſchriftsmäßigen Deckungsmittel 
abhängig machen, oder ſie ſtecken ihm zwar eine größere Grenze, bemeſſen 
dieſelbe aber im Verhältniß zum Grundcapital ſo weit, daß der Noten⸗ 
umlauf praktiſch ſo gut wie unbegrenzt iſt. 

Der Entwurf geht davon aus, daß die Banken einer verſchiedenen Be⸗ 
handlung unterliegen müſſen, je nachdem ihr Notenumlauf auf den Betrag 
ihres Grundcapitals beſchränkt iſt, bezw. bis zu dem erwähnten Termine 
durch Statutenänderung beſchränkt wird, oder aber unbeſchränkt bezw. inner: 
dal weiterer Grenzen zuläſſig bleibt. Für die Banken der erſten Kategorie 

at der Notenumlauf, namentlich wenn er im geſammten Reichsgebiete 
ungehemmt fein wird, lediglich die Bedeutung eines feſtbegrenzten Betriebs- 
fonds, der, je mehr es dieſen Banken gelingt, ihr Geſchäft durch Heran⸗ 
ziehung anderweiter Betriebsfonds auszudehnen, an verhältnißmäßiger Be⸗ 
deutung ſowohl für fie ſelbſt, wie für den geſammten Geldverkehr verliert, 
und zwar für den letzteren um ſo mehr, als er einen für allemal fixirten 
Beſtandtheil des Umlaufs von Zahlungsmitteln bildet, welcher ſich durch 
Gewohnheit eingebürgert hat und durch Schwankungen ſeines Umfangs 
Störungen nicht berurfact. f Dr 

Die unbeſchränkte Befugniß zur Notenausgabe dagegen, bezw. diejenige, 
deren Grenzen ſehr weit geſteckt ſind, hat ſowohl für die Bankinſtitute als 
auch für den Verkehr eine durchaus andere Bedeutung für die Banken inſo⸗ 
fern, als dieſelben das Intereſſe gewinnen, durch thunlichſte Ausdehnung des 
Notenumlaufs das 1 auszubeuten und die Ausdehnung ihrer Betriebs⸗ 
mittel durch verzinslichen Credit zu vernachläſſigen bezw. zu vermeiden, für 
den Geldverkehr inſofern, als einerſeits der Umfang der dem Verkehr zu 
Gebote zu ſtellenden Zahlungsmittel dem Bedarf mehr angepaßt werden 
kann, ſo daß nicht durch plötzliche Steigerungen dieſes Bedarfs Verlegen⸗ 
heiten und Stockungen herbeigeführt werden, andererſeits aber gleichzeitig die 
1 a daß durch willkürliche Vermehrung der papierenen Umſatz⸗ 
mittel die Speculation überreizt, eine ungeſunde Preisſteigerung herbeige⸗ 
führt und die Solidität des Geldumlaufs untergraben wird. 

Während die Banken der erſten Categorie weſentlich die Natur gewerb⸗ 
licher . mit feſt begrenztem Capitalfonds an ſich tragen, ſind 
die Bankanſtalten der letzteren Categorie nicht als reine Privatunter⸗ 
nehmungen, die lediglich private Intereſſen nach Geſichtspunkten des Er⸗ 
werbes verfolgen, zu betrachten, vielmebr iſt ihnen von der zuſtändi⸗ 

en Landesgewalt im öffentlichen Intereſſe die Sorge für die 

egelung des Zahlmittelbedarfs im Lande, namentlich für einen 
dem jeweiligen reellen Bedarf ſich anſchließenden Umfang des Zahlmittelum⸗ 
laufs und für Verhütung von Ausſchreitungen der Speculation durch Vor⸗ 
enthaltung oder Vertheuerung des in Noten zu gewährenden Credits und 
mit dieſer Sorge die discretionäre Befugniß übertragen, nach den Geſichts⸗ 
punkten der Verkehrspolizei die für ben reellen Bedarf erforderlichen künſt⸗ 
lichen Zahlungsmittel jeweilig zu ſchaffen und auszugeben. 

Die nothwendige Conſequenz dieſer den Banken im Landesintereſſe über: 


werden. Sowohl die von den Banken zum Theil für einen langen tragenen Functionen iſt die Einſchränkung ihrer Geſchäftsthätigkeit auf das 


al um durch Geſetzgebung oder Vertrag erworbenen Berugnife, als auch 
fl giährigen Gewöhnungen des Verkehrs legen der Geſetzgebung die 
dacht auf, an die thatſächlich beſtehenden Verhältniſſe anknüpfend die geeig⸗ 
bon Beſtimmungen zu treffen, um für eine Reihe von 
af den weſentlichſten Mißſtänden befreiten Uebergangszuſtand 
5 chaffen und für deſſen von vornherein feſtzuſtellenden End⸗ 
an die Befreiung ber N von den Rückſichten auf 
den bene Rechte und damit die Bereitung des Bodens zu einer defini⸗ 
Ordnung des Bankweſens nach einheitlichen Principien zu ſichern. 
bſicht knüpft der anliegende Entwurf unmittelbar an die Be⸗ 


Ant dieſer . 
An Ungen des Geſetzes vom 27. Marz 1870 (B.⸗Geſetzblatt S. 51) an, nicht auf den Betra 


- em er auch ferner den Erwerb und die Erweiterung der Befugniß zur 
m ausgabe von der Wesen abhängig macht (§ 1) und Sorge 
a8 6 daß die Dauer der beſtehenden van ie dieſer Art nicht über den 
dea dtermin für den zunächſt zu ſchaffenden Uebergangszuſtand ins Auge 
un Zeitpunkt, den 1. Januar 1886, hinaus verlängert werde 65 23 
u dein Verbindung mit $ 19, Ziffer 6). Schon an dieſer Stelle iſt 
lliemerken, daß für Baiern, wo das Notenbankweſen ſich in 
dieß anderer Weiſe, als in den übrigen Bundesſtgaten ent⸗ 
dicht t bat, die Conſequenzen des Geſetzes vom 27. März 1870 
tn, gezogen werden können. In welcher Weiſe dieſelben zu modifi⸗ 
e werden, wird zunächſt von der königlich bairiſchen Regierung zu 
ien fein. : 8 
ing A Mißſtände, deren Beſeitigung der Entwurf für die Uebergangsperiode 
td faßt, gruppiren ſich unter folgende Hauptgeſichtspunkte: 
). Die 
drum 
{N 9 


a 
Ausgabe von Banknoten hat beſonders mit Rückſicht auf die durch 
der Goldwährung eintretende Einſchränkung des Bedarfs einen 
deen Umfang erreicht und es bieten die für die Banken geltenden Vor⸗ 
Meine, feine genügende Bürgſchaft gegen Ausdehnung des Notenumlaufs 
e Som Uebermaß, welches zu EB Preisverhältniſſen führen und 
Holldität des Geldumlaufs gefährden würde. 

den Wade Noten vieler Banken ſind nur an Plätzen einlösbar, welche für 
din Rechſelverkehr leine Bedeutung haben, jo daß es dem Verkehr erſchwert 

8 9 100 der einmal in Umlauf gebrachten Noten zu entledigen. 
en Die durch die frühere Entwickelung als Abwehrmaßregeln hervorge⸗ 
len landesgeſetlichen Verbote des Umlaufs der in anderen Bundes- 
eh ausgegebenen Banknoten bilden eine empfindliche Beläſtigung des 
welche is und beeinträchtigen die Einbeitlichteit des nationalen Marktes, 
felt * Vollendung zu führen die Reichsverfaſſung ſich zur Aufgabe ge⸗ 


bat. 
N Ie Priv. gium der Banken, ſich durch Ausgabe von Banknoten 
Techn Betriebe nette zu ſchaffen, die nicht, wie es im geſammten übrigen 
onſt de der Fall, mit Zingausgaben belaftet find, erimirt dieſelben von den 
euer . 0 beherrſchenden Geſetzen und führt dadurch einerſeits 
ler d dauernden Vernachläjfigung des its j 
Ettep, osten, andererſeits in Folge der theilweiſen Iſolirung der den 
ion beherrſchenden Bankinſtitute von der Einwirkung der regulirenden 
binperen des Zinſes und feiner Bewegungen zu wiederkehrenden Unregel⸗ 
5) D en und Stockungen auf dem Geldmarkte. 1 
| deren aachen ebengedchte Privilegium wird die Concurrenz, welche die 


zwölgebenden Banken bis in die kleinsten Adern desk Verkehrs hinein 

0 em hnlichen Bankgeſchaft zu machen befugt ſind, zu einer übermächtigen 
Mt und mißleitet die Entwicklung des privaten Bankgeſchäfts und 

ohne a 


ſſetgebung ert 
N ed und Prei egien unter dem Vorbehalt jederzeitigen 
5 nen Kun bei der preußiſchen Bank, der an eine 3 
der Mang te 


Ic muebrzahl d f 1 
ie Aus, er Banken der Fall — ein ſolcher Vorbehalt nicht ausdrück⸗ 
1 Bprochen 15 würde dis ſchwierige 


delch NE ihre 
Ne gm 15 8 
Ae NEE 
da bgeſehen ge Reform der beſtehenden Bankprivilegien herbeizuführen. 

0 28 von den ſpäter zu erörternden allgemeinen Vorſchriften, welche 


biet desjenigen Staates hinaus Die Wide eng 
er Widerſpruch, in 


n 
beilten Be u 
das territoriale 


Jahren einen fugniß der Erzeugung von 


eſchäfts der Annahme verzins⸗ N 


e find, unterliegt ihre Einſchränkung oder 1. Januar 1876 die eine oder die andere B 


Landesgebiet, für welches ihnen dieſe Functionen übertragen find. Ein Auf⸗ 
geben dieſer Schranke würde dahin führen, daß ſolchen Banken erlaubt wäre, 
die ihnen für die Zwecke des Landesgeldbedarfs ertheilte discretionäre Be: 
Zahlungsmitteln lediglich für den Gelderwerb 
durch territoriale Ausdehnung des Geſchäfts auszunutzen, und die praktiſche 
Folge würde fein, daß alle Inſtitute dieſer Art ſich durch Zweiganſtalten an 
den Hauptverkehrsplätzen domiciliren und unter gleichzeitiger delten Aug der 
Solidität des Geldumlaufs ſich der ihnen urſprünglich geſtellten Aufgabe 
entfremden könnten. 3 4 
Der Entwurf hat daher allen Banken, welche ihre Notenausgabebefugniß 
des zur Zeit des Siſtirungsgeſetzes von 1870 einge⸗ 
zahlten Grundcapitals beſchränken, den territorialen Charakter dadurch ge⸗ 
wahrt, daß er für dieſe an der im $ 17 gewahrten territorialen Einſchrän⸗ 
kung ihres 1 ebietes der Regel nach feithält und die Zulaſſung von 
weiganſtalten außerhalb des „ an den für den beſonderen 
all zu ſtellenden Antrag für das Gebiet der neu zu gründenden Zweigan⸗ 
talt zuſtändigen Landesregierung und die Beſchlußnahme des Bundesraths 
knüpft. Die Zulaſſung der Noten * Banken im geſammten Reichsgebiete 
u ermöglichen, liegt nicht nur im Intereſſe der Banken, ſondern auch im 
ntereſſe des Verkehrs, jedoch müßten dieſen Banken gegenüber den ihnen 
verbleibenden discretionären Befugniſſen in Betreff der Ausdehnung ihrer 
Notenausgabe beſondere Einſchränkungen bezw. Pflichten in Bezug auf ihre 
aud da dit Kue die . ihrer Creditbedingungen und Bilanzen 
und auf die Anſammlung reichlicher Reſerven auferlegt werden ($ 20). 
Hinſichtlich derjenigen Banken, welche ihre Notenausgabebefugniß auf den 
Betrag ihres zur Zeit des Erlaſſes des Siſtirungsgeſetzes eingezahlten Grund⸗ 
capitals einſchränken, beſteht kein Grund für die territoriale Ausdehnung 
der Geſchäftsthätigkeit Schranken beizubehalten oder zu errichten, ſobald ſie 
nur die für die Zulaſſung ibrer Noten im geſammten Reichsgebiete aufzuſtel⸗ 
lenden ſonſtigen Bedingungen erfüllen. Dieſe im § 19 feſtgeſtellten Bedin⸗ 
gungen, welche, abgeſehen bon der Beſchränkung des Notenumlaufs (Ziffer 1), 
auch den Banken der erſten Kategorie gegenüber gelten ſollen, verfolgen vor⸗ 
mark den Zweck, die Noten ſolide zu fundiren (Ziffer 2) und fie im ger 


r 3 und HR 


Wechſel zu discontiren, welche die dritte NER er in ihre Jubereſ 
anken in ihrem Intereſſe 


jengung von Geldſurrogaten, einen geeigneten Gegenſtand der Beſteuerung 


Reichskaſſenſcheinen dee eu in ihren Kaſſen bereit halten. Es iſt daher der 
p 


vorrath nicht gedeckten Theil des Notenumlaufs gelegt wird. Der in dem 
Entwurf vorgeſchlagene regelmäßige Steuerſatz von einem Procent des unge⸗ 
deckten Notenumlaufs iſt mit Rückſicht darauf ein ſehr mäßiger zu nennen, 
daß es ſich nicht um eine gewöhnliche Gewerbeſteuer, ſondern um eine 
Abgabe für die Ausbeutung eines nutzbaren Privilegs handelt, eine Abgabe, 


Igeſtern betretenen Bahn auch weitere Fortſchritte gemacht habe. 


welche zugleich ein Gegengewicht gegen die . des durch ungedeckte 
Noten aufgenommenen Credits zu bilden beſtimmt iſt. Dieſer einprocentige 
Steuerſatz würde auf die Dauer nicht einmal eine Verminderung des unge⸗ 
deckten Notenumlaufs herbeiführen, vielmehr eher ein Motiv für die Banken 
bilden, den durch die Steuer eingeſchränkten Gewinn durch Steigerung des 
ungedeckten Notenumlaufs wieder zu erhöhen. 

Ihre 1 Wirkſamkeit für die Regelun 
Sinne der Eingangs bezeichneten Aufgaben ſoll die 
des Entwurfs dadurch gewinnen, da 
den ſich innerhalb der regelmäßigen Grenzen haltenden ungedeckten en⸗ 
umlauf noch eine zweite weſentlich hohere Steuerſtufe tritt, welche in An⸗ 
wendung kommt, ſo lange und ſo weit der ungedeckte Notenumlauf die regel⸗ 
mäßigen Grenzen überſchreitet. 

Es iſt allgemein anerkannt, daß der Banknotenumlauf ſich in Deutſchland 
zu Dimenſionen entwickelt hat, welche, ſelbſt bei Aufrechterhaltung der Sil⸗ 
berwährung, ſchwere Bedenken erregten, für die Zukunft aber um ſo ernſtere 
Gefahren in ſich tragen würden, als die Annahme des allgemein begehrten 
und leicht und wohlfeil zu transportirenden Goldes als Währungsmetall 
unſeren Metallgeldumlauf ungleich mehr der Einwirkung der internationalen 
Edelmetallſtrömungen ausſetzt, als dies bei der Silberwährung der Fall war. 
Da nun außerdem der Bedarf der papierenen Zahlungsmittel ſich in Folge 
des Umlaufs der leicht transportablen Goldmünzen, ſo wie in Folge der 
weſentlichen Erhöhung der Minimalgtenze der Notenpoints erheblich herab⸗ 
mindern wird, erſcheint es eben ſo unabweislich, als ohne Gefährdung der 
legitimen Verkehrsintereſſen durchführbar, in gleicher Art, wie es rüchſichtlich 
des Staatspapiergeldes geſchehen, durch die Geſetzgebung auf eine Vermin⸗ 
derung des ungedeckten Notenumlaufs hinzuwirken und Sorge zu tragen, 
daß derſelbe ſich regelmäßig innerhalb einer Grenze halte, welche die Bene: 
digung des legitimen Verkehrsbedürfniſſes fihert und die an eine Ueber⸗ 
füllung des Marktes ſich knüpfenden Gefahren ausſchließt. Der Entwurf 
läßt Banken mit unbeſchränkter Notenausgabe und Banken mit einer 
Notenausgabe⸗Befugniß zu, deren Umfang den regelmäßigen Bedarf 
ihres territorialen Wirkungskreiſes unverkennbar überſteigt. Schon 
aus dieſem Grunde hätte er von der geſetzlichen Feſtſtellung einer feſten 
Marimalgrenze des ungedeckten Notenumlaufs, wie ſolche in England durch 
die Peel'ſche Geſetzgebung eingeführt wurde, abſehen müſſen, es kam aber 
hinzu, daß nach den gemachten Erfahrungen eine ſolche feſte Grenze in kriti⸗ 
ſchen Zeitläuften nicht innegehalten werden kann, und durch ihr Beſtehen 
eine den geſammten Verkehr hemmende Beängſtigung des Publikums herbei⸗ 
führt, ſobald der ungedeckte Notenumlauf ſich der ihm 4 7 Grenze nähert. 
Der Entwurf will daher den Zweck auf einem anderen Wege erreichen, näm⸗ 
lich dadurch, daß er für die Höhe des ungedeckten Notenumlaufes eine äußere 
Schranke nicht feſtſetzt, wohl aber Vorſorge trifft, daß derſelbe ſeinen regel⸗ 
mäßigen Umfang nur dann überſchreite, wenn ein außergewöhnlicer Bedarf 
ſich durch außerordentliche Vermehrung der Geldnachfrage und Steigerung 
des n A Zinsfußes legitimirt, und daß er die Tendenz haben müſſe, 
ſobals als von 


des Notenumlaufs im 
bgabe nach der Abſicht 


j ; ich auf ſeinen regelmäßigen Umfang zurückzukehren. Die Lö⸗ 
ſung dieſer Aufgabe wird darin geſucht, daß der ungedeckte Notenumlauf, ſobald 
und ſoweit er die regelmäßig einzuhaltende Grenze überſteigt, einem weſentlich 
hoͤheren Steuerſatze, — von 5 Procent jährlich von dem die Grenze über⸗ 
ſteigenden Vetrage — unterworfen wird. Dieſer Steuerſatz iſt hoch genug, 
um die Gefahr gänzlich auszuſchließen, daß die Banken, deren Notenaus⸗ 
gabebefugniß nicht äußerlich begrenzt iſt, ſich durch ſteigende Geldnachfrage 
zu einer Uebertreibung der Notenausgabe verleiten laſſen, welche Ueberſpe⸗ 
culation und die aus derſelben hervorgehenden Verkehrscalamitäten zur 
Folge haben würde. Er veranlaßt die Banken vielmehr, ſteigender Nach⸗ 
frage des Geldmarktes, wie es auf allen andern Märkten die natürliche 
Regel bildet, mit ſteigendem Preiſe zu begegnen, er ſetzt ſie bei geſtiegenem 
Zinsfuß, der die böbere Steuer bezahlt, in den Stand, den außer⸗ 
ordentlichen Bedarf, der die Steigerung hervorrief, zu befriedigen 
und giebt ihnen das Intereſſe, mit dem Noten⸗ Umlauf wieder 
hinter die regelmäßige Grenze Er zu kehren, ſobald der außer 
ordentliche Bedarf vorüber iſt. Er begegnet auf dieſe Weiſe ohne alle 
ſtörenden Eingriffe der gefahrbringenden Neigung des Verkehrs, die einmal 
in del e der Conjunctur gewonnene Ausdehnung des ungedeckten Noten⸗ 
um aufg feſtzuhalten und ſo demſelben eine immer ſteigende Ausdehnung zu 
geben, bis eine gewaltſame Reaktion den Umlauf der Geldſurrogate plöhlich 
weiter unter das regelmäßige Niveau herabdrückt. 

Bei der Feſtſtellung der Grundlagen dieſer Steuereinxichtung, deren Zweck 
darin beſteht, den Notenumlauf durch das ſelbſtthätige Spiel der Intereſſen 
und Motive ſich regeln zu laſſen, kam es zunächſt darauf an, denjenigen 
Betrag des ungedeckten Notenumlaufs durch Schätzung feſtzuſtellen, welcher 
bei der durch Einführung der Goldwährung und 1 des Minimalbe⸗ 
trages der Notenabſchnitte eintretenden weſentlichen Umgeſtaltung der bishe⸗ 
rigen Verhältniſſe als der regelmäßige und dem legitimen Bedarf genügen⸗ 
den Spielraum gewährende zu betrachten iſt. Die Erfahrungen der leßten 
Jahre geben hierfür keinen ſicheren Anhaltepunkt, da anerkannt werden muß, 
daß der ohnehin ſchon zu Beſorgniß erregender Höhe ausgedehnte Notenum⸗ 
lauf in Folge der mit der alen der Kriegskoſtenentſchädigung verbun⸗ 
denen Operationen durchaus unregelmäßige Gestaltungen angenommen hat. 
Eben ſo wenig kann der Umfang des ungedeckten Notenumlaufs in der dem 
Kriege zunächſt vorausgegangenen Periode unmittelbar als Maßſtab dienen, 
da, wie erwähnt, der Bedarf in Zukunft weſentlich niedriger anzunehmen iſt, 
als früher unter der Herrſchaft der Silberwährung und der kleinen Noten⸗ 
abſchnitte. Unter Berückſichtigung dieſer Umſtände dürfte der dem Entwurfe 
zu Grunde gelegte Betrag von 300 Millionen Mark als dem regelmäßigen 
Bedarf des Verkehrs in dem geſammten 1 anal mit Ausnahme 
Baierns, entſprechend anzuerkennen ſein. Der für Baiern zu rechnende Be⸗ 
darf müßte bei e ßer dieſer Summe ($ 14) und den oben dargelegten 
Gründen vorläufig außer Anſatz bleiben. ; 

Um auf der fo gewonnenen Grundlage für jede Bank deu Betrag feſtzu⸗ 
ſetzen, bis zu welchem ihr a Notenumlauf dem regelmäßigen Steuer 
ſatze von 1 % jährlich unterliegt, galt es einen Maßſtab für die Vertheilung 
dieſes Geſammtbetrages auf die einzelnen Banken des oben bezeichneten Ge⸗ 
bietes zu gewinnen. R n g 

Der Entwurf nimmt als Vertheilungsmaßſtab das Verhältniß, in welchem 
die Banken nach dem Durchſchnitt der drei dem Siſtirungsgeſetze von 1870 
vorausgegangenen Jahre mit ihrem Notenumlauf an dem geſammten Noten⸗ 
umlauf in Deutſchland (mit Ausnahme Baierns) betheiligt waren. Die ber 
zeichneten Jahre ſind gewählt nicht nur, weil die außerordentlichen Verhält⸗ 
niſſe, welche ſeitdem eine r des Notenumlaufs herbei⸗ 
geführt haben, damals noch nicht in Wirkſamkeit waren, ſondern auch, weil 
es dem bisherigen Gange der Bankgeſetzgebung brenn an den Zuſtand 
anzuknüpfen, welcher ſich vor Erlaß des erwähnten, die Begründung neuer Noten⸗ 
privilegien ſiſtireuden Geſetzes herausgebildet hatte. Der Ne Umfang 
des Notenumlaufs der Banken bildet den durchaus zutreffenden Maßſtab des 
Verhaͤltniſſes, in welchem dieſelben, an der Geſammtenwickelung des Zettel⸗ 
bankweſens in Deutſchland betheiligt waren, und daß gerade dies der Maß⸗ 
ſtab in, welcher gerechter Weiſe der Vertheilung des Geſammtbetrages der 
300 Millionen Mark auf die einzelnen Banken zu Grunde zu legen iſt, be⸗ 
darf kaum einer näheren Motivirung 
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Berlin, 5. ne Die Tendenz des heutigen Geſchäftes war derjenigen 
des geſtrigen Verkehres ſehr ähnlich und bewies, daß die 3 755 any 

rotz ziem⸗ 
Hauſſepartei, erlangte die Contremine das 
eiolge der Eintritt geöffnet: Geſchäfts⸗ 
unluſt, Schwerfälligkeit in der geringfügigen Transaction und rüdgängige 
Coursbewegungen commentirten die Hegemonie der Baiſſe. Anfänglich fand 
die Hauſſepartei in den von auswärts einlangenden Cours⸗Depeſchen einigen 
Halt, doch als dieſe nach und na \ N 
die Verſuche, eine feſtere Stimmung zur Herrſchaft zu bringen, immer un⸗ 
günſtiger aus und wurden ſchließlich auch ganz aufgegeben. In dem Maße 
aber, wie die Abſchwächung zunahm und an Intenjität gewann, ließ die Ge⸗ 
ſchäftsthätigkeit nach und der Schluß erſcheint aus dem Umſtande, daß der 
lebhaft ſich äußernden Verkaufsluſt gegenüber dem Markte für das an⸗ 
gebotene Material die Abſorptionsfähigkeit faſt vollſtändig 18 um 
ſo gedrückter. Die internationalen Speculations⸗Papiere büßten ſo⸗ 
gleich bei Beginn von den hohen Cours⸗Notirungen, zu welchen geſtern 
nach Schluß der Börſe noch gehandelt war, bedeutend ein und 


lich energiſcher Gegenwehr der 
Uebergewicht und damit war ihrem 


neben dem niedrigen Zune für 
ot 


ch einen matten Anflug genommen, fielen 
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gaben auch im weiteren Verlaufe der Börſe trotz einiger Schwankungen in 
der Stimmung faſt fortgeſetzt nach. Nur pe Lombarden bekundete ſich eine 
eſſere Stimmung, die wohl durch das Telegramm, nach welchem die Direc⸗ 
tion den Vorſchlag für eine dreijährige Siſtirung der Couponszahlung refü⸗ 
firt habe, hervorgerufen war. Die öſterreichiſchen Nebenbahnen behaupteten 
große Feſtigkeit und waren zum Theil auch recht begehrt, wozu die auch für 
öſterreichiſche Bahnen beſchloſſene Tariferhöhung die Anregung bot. Beſon⸗ 
ders feſt waren Galizier und öſterr. Nordweſtbahn, ferner Tarnowitzer und 
Dux⸗Bodenbacher, letztere blieben über Notiz geſucht. Ausländiſche Fonds 
gem ſowohl in Umſatz wie Stimmung eine merkliche Abſchwächung; 
eſterr. Renten konnten ſich zwar zu den letzten Courſen behaupten, gingen 
aber nur in äußerſt beſchränktem Maße um. Italiener ruhig, Türken nach⸗ 
ebend, Amerikaner jedoch feſt. Ruſſiſche Werthe ebenfalls feſt, doch ohne 
Berkehr. Das Geſchaft in Capitals⸗Anlagewerthen mn ſich ſehr eng, 
ließ aber in Bezug auf die Stimmung nichts zu wünſchen übrig. Eiſenbahn⸗ 
prioritäten waren ſehr feſt, Preußiſche und andere deutſche Staatspapiere blie⸗ 
ben meiſt unverändert. Auf dem Eiſenbahnactienmarkte war die Stimmung 
wenig feſt und ließen namentlich die rheiniſch⸗weſtphäliſchen Speculations⸗ 
Deviſen im Courſe nach. Oberſchleſiſche Eiſenbahn recht feſt, Rumänier an⸗ 
ziehend, Breſt⸗Grajewo, Nahebahn und Berliner Nordbahn lebhafter, letztere 
aber auch nachgebend. Bankactien trugen verhältnißmäßig noch die feſteſte 
hyſiognomie, Producten⸗ und Handelsbank war ſehr beliebt; ferner auch 
entralbank für Induſtrie und Berliner Bankverein: Preuß. Bodeneredit 
zwar niedriger aber 5 Spielhagen, Eſſener Credit, ſowie Geraer 
Credit erfreuten ſich ſehr reger Beachtung; belebt waren ferner Wrede, 
Braunſchweigiſche, Badiſche, Elberfelder Discont, Ritterſchaftliche Privatbank, 
Bunter Wechslerbank, Deutſche Bank, Leipziger Vereinsbank und 
eininger Hypothekenbank, Mecklenburger Hypothekenbank über Notiz geſucht. 
Disc.⸗Comm. 178%, ult. 180—178%. n ſtill. Bauverein 
Königſtadt ſehr belebt. Flora⸗Prioritäten, Weſtfalia anziehend, Elbinger und 
Oberſchleſ. Eiſenbahnbed., Neuß Wagenbau, Hartmann und Münnich beſſer. 
Montanwerthe in einzelnen Deviſen weichend. Hibernia wurde zu ſteigendem 
Courſe in bedeutenden Poſten gehandelt, auch Victoriahütte, obgleich niedriger, 
recht lebhaft. Dortmunder Union 53%, ult. 544 —53%, Laurahütte 141, 
ult. 134 —1. (B. u. H.⸗Ztg.) 


Berlin, 5. Auguſt. [Productenbericht.] Nach anfänglicher Mat⸗ 
tigkeit Aae ſich Roggen heute zum Schluß ganz weſentlich und die Preiſe 

überflügelten zuletzt unter lebhaften Umſätzen geſtrige Schlußcourſe. — 
Roggenmehl feſt. — Weizen ſetzte ſehr flau ein, ſtieg aber dann rapide und 
bleibt zu letzten Courſen geſucht. — Hafer ſchließt unter mäßigen Schwan⸗ 


kungen etwas matter als geſtern, loco etwas beſſere Frage. — Nüböl flau 
einſetzend, erhöhte dann weſentlich ſeine Courſe, die auch ſchließlich die ge⸗ 
ſtrigen Anfangsnotizen einholten. — Spiritus war für nahe Lieferung gut 


behauptet, entfernte Sichten aber etwas billiger verkauft. : 
Weizen loco 74-86 Thlr. pro 1000 Kilogr. nach Qualität gefordert, 
elber — Thlr. ab Boden bez., feiner gelber — Thlr. bez., inländiſcher — 
lr. bez., weißer poln. — Thlr. ab Bahn bei pr. Auguſt 77—76% — 
771, Thlr. bez., pr. Auguſt⸗September — Thlr. bez., pr. September⸗Octo⸗ 
ber 717717171 Thlr. bez., pr. October⸗November 70-70% Thlr. bez., 
er November⸗December 69 — 70 Thlr. bez., per April⸗Mai 206 —209%½ 
chmk. bez. Gekündigt — Etur. Kündigungspreis — Thlr. — Roggen 
pro 1000 Kilogr. loco 49—65 Thlr. nach Qualität gefordert, ruſſiſcher 485% 
—51% Thlr. bez., ganz defecter ruſſiſcher — Thlr. bez., ordinärer dito — 
Thlr. ab Bahn und Kahn bez., feiner inländiſcher — Thlr. ab Bahn bez., 
neuer inländiſcher 66—68 Thlr. ab Bahn und Kahn bez., . — Thlr. 
bez., pr. Auguſt 50% — 50 4 —51 Thlr. bez., pr. Auguſt⸗September 50% — 
504 —51 Thlr. bez., pr. September⸗October 50 / — 507, — 5176 Thlr. bez., 
r. October⸗November 50% —50%—51% Thlr. bez., pr. November⸗December 
04-507, —51½ Thlr. dez., pr. April⸗Mai 153—155 Rchmk. bez. Gekün⸗ 
digt 29,000 Eine. Kündigungspreis 50% Thlr. — Gerſte loco 57—72 
lr. nach Qualität gefordert. — Hafer pr. 1000 Kilogr. loco 57—73 Thlr. 
nach Qualität gefordert, ſchleſiſcher — Thlr. bez., böhmiſcher — Thr. bez., 
oſtpreußiſcher 58— 69 Thlr. bez., weſtpreußiſcher — Thlr. bez., geringer gali⸗ 
ziſcher — Thlr. bez., pommerſcher 69—72 Thlr. ab Bahn bez., uckermärker 
— Thlr. bez., pr. Auguſt 58 ½ — 58, Thlr. bez., pr. Auguſt⸗September — 
Thlr. bez., pr. September⸗Octöber 56% 56 hir. bez., pr October⸗No⸗ 
vember 56 Thlr. bez., pr. November⸗December 55% Thlr. bez., per April: 
Mai 167—168 Rchmk. bez. Gekündigt 2000 Ctur. Kündigungspreis 58% 
Tblr — Erbſen: Kochwaare 72—75 Thlr. bez., Futterwaare 66—70 Thlr. 
bez. — Weizenmehl Nr. O pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack 11% 
—11 Thlr., Nr. 0 u. 1 10 —10 Thlr. — Roggenmehl Nr. 0: 97.—9 
Thlr., Nr. 0 und 18%—8% Thlr. bez. — Roggenmehl Nr. 0 und 1: pr. 
Auguſt 8 Thlr. 5% 11-10 Sgr. bez. pr. Auguſt⸗September 8 Thlr. 5% 
—8 7 St: bez., pr. September⸗October 8 Thlr. 54—8U Sgr. 1 pr. 
October⸗November 8 Thlr. bis 8 Thlr. 4 Spt, bez., pr. November⸗Decem⸗ 
ber 8 Thlr. nom., pr. April⸗Mai 24 Rchmk. Br. Gekündigt 2000 Ctnr. 
Kündigungspreis 8 Thlr. 9 Sgr. — Oelſaaten; Rübſen — Thlr. nach 
Qualität. Rüböl per 100 Kilo netto loco ohne Faß 17% Thlr. bez., 
mit Faß — Thlr. bez., per Auguſt 17% Thlr. bez., pr. Auguſt⸗September 
17% Thlr. ber, pr. September⸗October 17 18.17% Thlr. bey, Oecſo⸗ 
ber⸗November 18 — 18, —18½ Thlr. bez., pr. November⸗December 18 ½. 
—18%— 18% Thlr. bez., April⸗Mai 58,5 59,559 Rchmk. bez., pr. Mai: 
Juni — Rchmk. bez. Gekündigt — Eine. Kündigungspreis — Thlr. — 
Leinöl loco 22% Thlr. — Petroleum per 100 Kilogr. incl. Faß loco 7% 
Thlr., pr. Juli Auguſt 7% Thlr. bez., pr. Auguſt⸗September 7% Thlr. bez., 
20 September⸗October 77 —7 / Thlr. bez., pr. October⸗November 7% — 
7% Thlr. bez., pr. November⸗December 7% —7 % Thlr. bez., per April Mai 
— Thlr. bez. Gekündigt — Barrels. Kündigungspreis — Thlr. 

Spiritus pr. 10,000 pCt. loco „ohne Faß“ 27 Thlr. 8 Sgr. bez., ab 
Speicher — Thlr. — Sgr. bez., „mit Faß“ pr. Juli⸗Auguſt 27 Thlr. 12— 
13 Sgr. bez., per Auguſt⸗September 27 Thlr. 5— 7 Sgr. bez., pr. Septem⸗ 
ber⸗October 24 Thlr. 7—10—8 Sgr. bez., pr. October-November 22 Thlr. 
8 Sgr. bez., pr. November⸗December 21 Thlr. 8—7 Sgr. bez., per April: 
Mai 64,8 bis 64, 5 Rchmk. bez. — Gekündigt 10,000 Liter. Kündigungs⸗ 
preis 27 Thlr. 12 Sgr. 


Breslau, 6. Auguſt, 9% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war die 
N im Allgemeinen matter, bei ſtärkerem Angebot, Preiſe ſchwach 
preishaltend. 

eizen hohe Forderungen erſchwerten den Umſatz, pr. 100 Kilogr. 
Berge weißer 7% bis 8% Thlr., gelber 7% bis 8% Thlr., feinſte Sorte 
über Notiz bezahlt. g 

oggen, nur billiger verkäuflich, pr. 100 Kilogr. neuer 6% —7 Thlr. 


R 
erſte behauptet, vr. 100 Kilogr. neue 5% — 5½½ Thlr., helle 6% 


ahl 


bis 6% Thlr., weite 6½ bis 7% Thlr. bezahlt. 5 

Hafer gut gefragt, pr. 100 Kilogr. 6—6 % bis 6% Thlr., feinſte Sorte 
über Notiz bezahlt. 8 

Erbſen ſchwach offerirt, pr. 100 Kilogr. 6% bis 6% Thlr. 

Wicken hoher, pr. 100 Kilogr. 6% bis 6% Thlr. 

Lupinen preishaltend, pr. 100 Kilogr. gelbe 4% bis 5% Thlr., blau: 
4% bis 4% Thlr. 

Bohnen unverändert, pr. 100 Kilogr. 7% bis 8 Thlr. 

Mais preishaltend, pr. 100 Kilogr. 5% bis 5% Thlr. 


Oe 0 aaten unverändert. 
Schlaglein matter. f 
er 100 Kilogramm netto in Thlr., Sgr., Pf. 
Schlag⸗Leinſaat — — 8 25 — 9 — 
Winter⸗Raps .. 7 17 6 7: 27 8 8 8 
Winter⸗Rübſen . 7 12 6 8 7 38 


Rapskuchen ſehr feſt, ſchleſiſche 71—74 Sgr per 50 Kilogr. 

Leinkuchen ruhiger, ſchleſiſche 109—112 Sgr. per 50 Ringe 

Kleefaat nominell, — rothe unverändert, ordinäre 10—11 Thlr., mittele 
1112 Thlr., feine 13—14 Thlr., hochfeine 144 —15 Thlr. pr. 50 Kilogr., 
weiße A a ordinäre 11—12 ade mittle 13—15 Thlr., feine 16 bis 
bis 17½ Thlr., hochfeine 18—19% Thlr. pr. 50 Kilogr. 

Thymothee ohne Umſatz, 9—10—11 Thlr. pr. 50 Kilogr. 

Kartoffeln pr. 50 Kilogr. 28 Sgr. bis 1 Thlr., pr. 5 Liter 34 —4 Sgr. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
graph u Wolff's . oe 
Frankfurt a. M., 5. Auguſt, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
VVV 
anzoſen . Heſſ. Ludwigsbahn 5 n Lom; 
en“) 141. Gali ier 267. Cliſabethbahn 220. Nordweſtbahn 1777 


Elbthalbahn —. Oberheſſen 77%. Oregon 17. Creditactien ) 255 \ 
Ruſſ. Bodencredit —. Ruſſen 1872 99½%. Silberrente 68%. Ae 


65%. 1860er Looſe 10444, 1864er Looſe 164. Ungar. Schatzw. 89%. Maabs 
Grazer 84%. Amerikaner de 1882 98%. Darmſtädter Bankvereın 388%. 
Deutſch⸗oͤſterr. 88%. Prev.⸗Disconto⸗Geſellſchaft 83. Brüffeler Bank 104%. 
Berl. Bankverein 89. Frankf. Bantverein 90%. do. Wechslerbank 83%. 
Nationalbank 1050. teininger Bank 105. Hahn Effectenbank 117. 


endete 90. Gib. SmmobilsCetellihaft 94% 


>» 

1 
X 
2 


. Hibernia —. 1 
Looſe —. Rockford 13%. “Rhein Nabe-Bahn —. Schiff ſche Bank 
Ruſſiſche Anleihe —. Ungarlooſe 95%. Köln⸗Minden⸗Looſe —. Engliſche 

echslerbank —. Meininger Looſe —. 

Unbelebt. Spekulationswerthe ſchwächer, Bahnen geſchäftslos, Banken 
theilweiſe beſſer, Prioritäten geſucht. 0 

Nach Schluß der Börſe: Matter, Lombarden feſt. Creditactien 255%, 
Franzoſen 343%, Lombarden 142%. 


*) per medio reſp. per ultimo. } 
2 
Berliner Börse vom 5. August 1874. 
Wechsel- Course. Elgenbahn-Stamm - Aotlen. 
Amsterdam?50F1.| 8 T. 3½ 143% bz Divid, prof 1872 J 1873 Et. 
do. do. 21. 3½ 142% bz Aachen-Mastricht. 1 14 4 634% 0 
Augsburg 100 Fl. 2 M. 4 56.20 8 Berg.- Märkische 6 3 735 br 
ranket eu. 000 kl. 2 4. 30 — — Berlin-Anhalt, 7 16 4 14 de 
Leipzig 109 Thlr.] 8 T. 4% 925 G do, Dresden. 5 5 5 | 63%, des 
London 1 Let...|3 K. 3 6.22% bz Berlin-Görlits ..| 3% 3 4 | 86% o 
Paris 300 Fres. .|8 T. 4 | 81%, bz Berlin-Hamburg .|12 10 4 177 
Petersburg IWOSR,| 3 M. 577 93% bz Berl. Nordbahn. 5 5 5 | 23 bz 
Warschau 30 8B. 8 T. 5 ½ 94710 ba Berl.-Potsd. Magd.| 8 4 4 105 % b:B 
Wien 150 Fl. . 8 T. |ö 92% bz Borlin-Stettin . . 12% 10% 4 151½ ben 
40. do. 2M. 5 92 bz Böhm. Westbahn.| 5 ö 5 9% bz 
Brealau-Freib... . E 8 4 2 bz 
als 1 do. neuo 5 5 4 bzB 
Fonds- and Beld-Gourss, Cöln-Minden . 9¾ 8¼ 4 195 b 
Freiw. Staats - Auleihed — — do. neud 5 5 56 111 bz 
Staats Anl, 4½%ge4½ — — Cuxhav. Eisenb, | 6 6 6 —.— 
do. 0nd. 4½ 408% ba Dux-Bodenbachll. 5 0 4 48% 4% b20 
do, lgige..4 100 ½ bz Gal.Carl-Ludw.B.| 7 8% 6 114 -% be 
ütaats-Schuidschoine 394 ba Halle-Sorau-Qub.| 0 0 4 | 31% 556 
Pr&m,-Anleihe *. 1865/32,1120% bz Hannover-Altanb 5 0 4 314 b»B 
Berliner Stadt-Oblig. . a 100%. 0 Kaschau-Odarbre.| 5 5 9045 bz 
(Berliner 4% 101% B Kronpr.Rudohihb. 5 5 5 70% b B 
3 ) Pommersche. 3% 88 B Ludwigsh.-Boxh. 11 9 4 183 b 
/ Vosenscho 4% 8 be Märk.-Posener 0 0 4 | 39% be 
2 (Schlesische. . . . ½ 87 B Magdeb,-Halberst,| 8% 6 4 109 bB 
3/ Kur. u. Noumärk|4 | 98% B Magdob.-Leipaie 14 14 1 256% ba 
Pommersche. 4 98% B do. Lit. B. 4 4 4 96 bB 
2) Fosensche 4 | 96% B Mainz-Ludwigsb., 11%6 9 4 1139% ba 
3 Preussische . 4 . Niederschl.- Mark. 4 4 4.99 ½% B 
2] Westfäl. u. Rhein. 499 Oberscbl. A. C. D, 13% 13 37% 171 daB 
EI Sächsiache 4 99 B do. B. 13% 13 34 183 dz 
Schlesische . 498% 8 do. neue.. — — s 160% » 
Badische Prüm.-Anl. . 4 [11414 8 Ooster,-Fr. St. B. (10 |10 4 1966 ba 
ieierische 4% Anleiheſ4 [116% B Oost. Nordwestb. 5 5 15 lol bz 
Cöla-Mind,Pramienech. 375 103 bzB Osster. südl, St.-B. 4 3 4 801% et-1½ 
—d .. Ostpreusa. Südb. 0 0 4 |4ly on 
Kurh, 40 Thlr.-Leose 72½ bad Rechte O.-U.-Bab,, 6 6 4 |121%, bzB 
Badische 35 Fl.-Locse 41% bz@ Beichenberg-Parı| 4 4 44,| 70% bra 
Braunschw. Präm.-Anl. 23 bz Rheinische. 95 | 9 4 138 bz 
Oldenburger Loose 41% bz@ Bhein-Nabe-Bahn| 0 0 4 | 241%, br 
— Bumän.Eisenbhn.| 3% 6.3 |4 | 41% 526 
Louisd’'cı 110G . Dale 111%, G SchweizWestbhn.| 13/5 1% |4 | 25% b 
Zovereigue 6.23 Frmd,Pkn. 6 | Stargard-Posener.| 41, % 4% 102½ 0 
Wapoleuns 5.124, 0 |Ocst. Bin, 92%0bz | Thüringer, .. | 7% ja [123% dag 
Imperial: 5.17 6 Russ, Ekn, 949%, bez] Warschau-Wisn 10 11 4 1,38% bad 


Hypotheken - Certificate. Eisenbahn- Stamm- Frierttäts-Aotlen, 


Berliu- Görlitzer . 5 5 5 % bz 

Schles. Bodener. Pfndbr. 5 100 @ Berlin. Nordbabn 5 5 5 | 33 0zB 
0. do. 4 95 g Breslau Warschau 0 | 0 5 42 829 
Kündbr, Cent.-Bod.-Cr.4½ 100% bz Halle-Borau-Gub. 0 0 ö 51% bz 
Unkünd, do, .(1872)]6 103 b Hannover-Altenb. 6 0 5 52% dz 

do, rückbz. à 1166 107% bz Kohlfurt Falkenb. 5 8 5 74½ 6 

do. do do, 4½ 99% 0 99% b | Märkisch-Posener 0 0 5 | 731, bas 
Unk.H.d.Pr.Bd.-Ord.-B,|5 103 bad Aagdeb. Halberst,! 3½ ! 3% 3½% 77 920 

do. III. Em. do,ö 101 bd do, Lit. C.] 5 5 5 102% daG 
rd Nee 5 100 8 Ostpr. Südbahn 0 0 5 | 79% 0 
Ayp.Antk. Nord-O. -C. B. 5 101 ½ ba Pomm, Centralb. 6 | 0 fr. 14%, bz 
Pomm, Hypoth.-Briete/6 104% bz RechteO.-U.-Babn| 6 6% 15 21 5 
Goth. Präm.-Pf. I. E n 5 |106% bz Rum. (400% Einz.)) — 8 5 Mal hr 
do. do. I. Em. 5 105 bz Saal- Rahn 5 18 5 65 ben 
do.5egPürkslbrmt10 5 105 @ 

40.4% % do. duml10 4 941% bad Bank. und industrie-Paplers, 
Maininger Präm.-Pidi»/4 | 98% AugloDeutscheBkı 7 0 4 55 bs 
Oest, Büberpfandbr. % — — Allg Deut, Hand. 9 0 4 | 14% b 
do. Hyp. Crd.-Pfudb- 5 — — Berliner Bank 14 0 fr. | 76% 6 
pedb. d. C est. Bd. Or. G. 5 | 86% ba Berl, Bankverein. 18 5% 4 | 88% 520 
Züdd. Bod,- Cred.-Pidb|d 102% 6 Bort. Kassen- Vor. 29¼1e 29 4 |2751, 620 
Wiener Lilberpfandbr 5 72½ bz 5 114 6% 1 N 
Krupp'schePartial-ObL|5 100 % bad Ber! Makter-Bank 11 4 8 N 

Ausländische. Fands lebe eee 
5 A rl. Wechslerbk. r. 
Opa Pander e e be be He ben „ . 118 Sinne 

do. Lott. Anl. v. 65 % 104 % erbse Prietentbnla. Co 10 i 
40. 54er Präm.-Anl. 4 103 bz T eee 24 4 | 82% ben 
S 100 , br. Bresl. Handels-@. 0 5 4 731, 6 
8 Loves "5 N 93 G Bresi. Maklerbank 30 0 478% B 
Buse. Pram.-Aul, v. 6416 168576 F 
do, d. ‚180618. i d rest. Wechsel! 3 14 1405 7 
do. Bod. Cred- Pfd.. | 89% bas Gantralb. K. Geno, 14 1 65.“ 
ee eee Contralb. l. Ind, u 
boln. Pfandbr. III. Em, 81 @ Hand. 10 4 4 77 ba 
Poli, Liquid.-Lfandbr.ſ4 | 60½ bs Coburg, Cred.-Ck 7% 4 4 | 191% dan 
Amerik. % Anl. 5. 1682/6 |H8G p. Spt. 984 Danzi er Priv. BR 7 4 118 8 

do. 0. b. 1856 103 ½% 5 |bu 8 Oreditbk* 15 * 4 163% 5 

do, 80% Anleiho, 5 100% bd Bre eln 10 53 % br 
Wrausösische Rente S ERBEN UN 7 10 4 108 B 
Lal. acue 50% Anleihe)b 68 B 1 . 8 4 4 | 84% b20 
al. Leben bug. % | 9916 „s e- Com-. 7 1 1 78 05 

a, 271 — Nc. ... 7 
Baab-Orazer lu nhl. LA | 85 520 Genossensch.-Enk|10% 3 4 105% b2G 
Rumänische Anleihe 8 — — do junge — 4 103% bag 
Türkische Auleito . 18 4 eig up. gebusteru e100 [4 096 550 
Ung50p St. Wirenb. Anl. 5 | 70% etbzB Gotd. Grundered.B 9 8 4 107% bad 
Schwedische 19 Tblr.-L oe — — Hamb.Nordd.Bak.|13 10% 4 [144 bz& 
Finnische 10 Thlr. Loos os — do. Vereins-B.|13 105% 4 122% bz 
—— — —— [ne do. 60% 7% 4 109 8 

Elsendahn-Prloritätu- Aution, do. Disc-Bi| 5 0 4 | 74 bz 
Berg. Märk. Serie U, „41,101 G Hessische Bank . 6% % 4 | 56. B 

do, III. v. S. 2½ f. 3½ 85%, ba Königab. 40.8 0 480% 6 

do, do U. 4 2100 b Ldw. B. Kwiloekiſ 6 ZEN BR 

do. Nordbahn|ö 104 bzB Leip. Cad. Bank. 18 9% 4 103 dz 
erlin- Gre 5 104% ba Luxemburgo. do. 2 8% 4 [113 b 

do. | Magdeburger do. | 5% 6/0 4 11. B 
Breglau-Freib Litt. V. 4ůů 100% B Meininger db. 12 5 4 104%, G 
do, do. 6. 4½ 100 % B Moldanor Ldg. Rk.] 4 6 4 63⁹ B 
do. do, H. 4½ 100% B Närschi, Oassenv.|]5 0 fr. 5% 6 
Cöln-Minden . II. 44% bz Nordd. Grunder. . 13 7 4 | 96% bad 
do, . . 00,444 100% @ Oberlausitzer Bk. 880 | 0 4 | 65 026 
do. „ IV. 4 927 B Oest, Crod.-Actienſ 18 5% 4 146% 6 ba 
do. a sl: I OB Ostdeutsche Bank| 8 4 126% 0 
Hallo-Sorau-Guben . | ia B Ostd,Product-Bk.| 8, |o 4 | 16% G 
Hannover-Alteubeken.4½ 98 Posener Bank 8 m, 4 113% 6 
Märkisch-Posener , . 45 Poa.Pr.-Wechsl.B.| 8 0 fr. 1% B 
Niederschl,- Märk. 4 08% @ Preuss. Bank-Ac.|134, | 20 4% 187 bz 
do, do, Al | 98 Pr.Bod.-Or.-ActB.|16 0 4% 98% bag 
do. do. May) — — Pr. Oont-Bod.-Or| 94, 9% |4 1250 
Oberschlan, 4a. 4 19% B ES en a 3 ji ar bon 
— . 43640 — — 4 - 4 * r. 
. Sächs. E. 600% 18.112 2 4 139 d⸗ 
, OR 194 B Bäche, Orad, Renke 4 b 
de. E.. 3% 80 daa Saule Bank-Vor.iia 4 ja [110% @ 
dd: F. 447 101 Schl. Ventralbunk 13 8 4 67 C 
do. N 40 101 B Schl. Vereinsbank 9 7 4 92% be 
40 H.. 4% 01% Dep I Thüringer Bank a4 | g 4 100 520 
J WTA 5 103% dag Ver-Bk, Quistorp|19 | 0 ftr. 24 eibzG 
do. von 1873. ‚14 | 94 B Weimar. Bank. .| 8 5 141 97% ba 
do, hrieg Neinse.|41,| 99% G Wiener Unionbk.| 5 | 0 alt, @ 
Cossl-Ödorb, (Wilh.) |4 | 951%, @ Baugeas, Plessner. 14 0 4 | 5 bzB 
40. Hi, fe Ber)Eisenb-Bd.ö % 6, |4 404% B 
do. 4 Free D, Eisenbohnb-@.| 0 0 4 | 41%, bz 

5 5 ee 5 103% RB do. Reichs- uCo.-E. 7 8 4 90 520 

— karger 1 en 41 93½% a Märk. Sch. Msch, G. 2 0 4 32% bz 

e ze t ee ee 
Narochl, web. Lin 0 4 "| — ee 0 r. N 

ao. «0. do. P. 4 —.— Pr Hyp.-Vera.-Aet' 16% 17% |4 | — — 
Gstpreuzo, Sadbahn. ‚|5 104½ d gchl. Feuervers, 17 18 4 12% B 
Rechte-Oder-Ufor-B, "|5 1103 B 5 
gchieaw. Fuedabahn, 4½ 99% 0 8 5 6 x 87. ur 

ortm. * — 4 
76 ö -u. 20 — 4 141 ds 
itz Rometau 876 bag Königs- u. Laurah 5 
Dux-Bodenhacl 2...) | 84% dx 1 . a — f 9 520 
do. II. Emission. ö 15 4 enge a 1 I» 63 
Prag-Dux 2% 887 ba Moritzunätte .. — |5 4 45.0 
5 |9% 6 Oschl, Kigenwork. J 0: 4 | 25% bad 
5 | 821% dza Bedenhütte . . 10 2 4 | 30 6 
u 67% bz Schl. Kohlenwerk. 9 — 14 | 74 520 
6 62½¼ 020 Schles.Zinkh.-Act.| 8 s 4 | 97% ba 
5 730% ben do. St.-Fr.-Aet. 8 8 4% 98%, 20 
6 682% baB | Famowitz.Bergb. 20 18 |4 1107 bzB 
8 25 4 bed Vorwärtsbüötte 8 7 445 6 
5. 1 @ altischer Lloyd.) 0 0 | 1256 
„ft, | 35% dz Brest Bierbrauer.| — | 0 [4 |27% 9 
. Iph-Bahn|dö | 87% bz Bresl. E.-Wagenb. 116 3% 4 Ta G 
rr.-Französieche.|3 318 526 do. ver. Oelſabr. — 4 |, @ 
do. neue? gt drs Erdm, Spinnerei. 9 1 1419 50 
. cdl. ge — 4 7 Oörlitz,Eisenb,-B.| 0 0 4 394. Sa 
we 2 2 Holm'sWag.-Fab. 6 8 443 1 

? „Obligationen. 5 n 75 eee 8 85 r 2 4 8 
W argchau- Mien II. chlos.Leinenind, — 

45 5 . 5 * . 9 0 fr. 4 85 
40. ** 2 20. Porzellan 7 7 4 = 
Schl. Tuchfabrik| 0 — 4 21 3 
Bank-Diagont 4 pr. Ut. do Wagenb.-Anst,| 9 0 4 20 6 
Lembard-Zinsfuns ö pr. C. Schl. Wollw.-Fabr. 10 0 4 22 B 


Hamburg, 5. Auguſt. [Getreidemarkt.] Weizen und Roggen loco 
geſchäftslos, auf Termine ſtill. Weizen 126pfd. pr. Auguſt 1000 Kilo netto 


—. Neue G 


ET 


— 


5 er 1000 Allo, 
222 


Kilo netto 


ſtill, Rüböl still, loco 55, pr. October 55, PR 
pr. Auguſt und per Au 
ber⸗Nobember pr. 

Stan 


€ 
nicht 112 


8%, vergl 
ber Ver fun 


D. Schlußbe 1 
Amſterdam, 5. Auguſt, Nachmittags. [Getreidemarkt] | in, be 
richt). Weizen geſchäftslos, pr. November 295. Roggen loco ruh übiabt 
October 186%, pr. März 185%. Naps pr. Herbst 348, pr. Nele 
3a St Rüböl loco 31%, pr. Herbſt 32, pr. Frühjahr 34. — 

ewölkt. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolf's Telegr.⸗Bureau.) girl 
Gaſtein, 5. Auguſt. Der öfterreichtihe Miniſterpräſident, Any 
Auersperg, iſt hier eingetroffen, um dem Kaifer Wilhelm ſeinen nn I 
ſuch abzuftatten. Der Kaiſer befindet fi im beſten Wohlſen 4 
nimmt übermorgen das letzte Bad, worauf alsbald die Abreiſe 5 
Salzburg erfolgt. oft 

Verſailles, 5. Auguſt. Die Nationalverſammlung genehmigte zu 
Discuffion den Entwurf des Vertrags mit der Bank über den u F 
ſchuß von 80 Millionen, und verwarf die Vorlage über die Felle 
der Zuſchlagsdeeime auf / der directen Steuern mit 339 1 N 
303 Stimmen. Das Budget pro 1875 wurde ſodann mit a 
10 


gegen 1 Stimme genehmigt. Der Präſident vertagt die Verfamit 
bis zum 30. November. Das Protokoll über die Fraclloneſbn 
des Clubs der Linken ſpricht aus, die Republikaner werden ruh u 
vereinigt bleiben, es fügt hinzu, bei den bevorſtehenden Mun el 
wahlen des Departements hätten die Wähler die Gelegenheit 10 „ 
greifen und von Neuem die republikaniſche Geſinnung Frank eigen? 
beweiſen. Die Linke wählte für die Dauer der Ferien eine ©" 
Permanenzeommiſſion. gar 
Madrid, 4. Auguſt. Ueber eine etwaige Einberufung der d 
verlautet, daß die einflußreicheren und tonangebenden Mitglieder ng | 
Miniſteriums vor Unterdrückung des karliſtiſchen Aufſtandes ein u 
artige Maßregel nicht für angezeigt halten. — General HET 
der in der Nähe von Logrono ſeinen Aufenthalt hat, wurde vo e 
Obergeneral Zabala benachrichtigt, daß er vor einem Ueberfalle ide 
der Carliſten nicht ſicher ſei; zugleich wurde zu feinem perfön 


Schutze eine Schutzwache abgejendet. 1 
Bei der Berathung der Sl 


London, 5. Auguſt. Unterhaus. ; 
Oberhauſe verworfenen Amendements zu der Kirchen⸗Biscbll un 
ſprach der Premierminiſter Disraeli fein Bedauern über die able ya 
aus und forderte das Haus auf, gemäß dem Antrage des DEP late 
Gurney die beiden in Rede ſtehenden Amendements fallen zu Rede 
um die gänzliche Ablehnung der Bill zu vermeiden. In feiner 
führte Disraeli welter aus, daß die gänzliche Verwerfung 55 0 
noch mehr offenbaren würde, was man befürchte, nämlich, bunch 
gleich Europa mit Ausnahme eines unglücklichen Landes gege inf 
in einem Zuſtande ber vollftändigen Ruhe ſich befände, doch Gi 
vorhanden ſeien, welche frühere oder fpätere Unruhen ufürchten ‚het 
Dus Unterhaus nimmt hierauf den Antrag Gurney an, durch Me] 
die erwähnten beiden Amendements aus dem Geſetzentwurf wie 
ſeitigt werden. 4 et . 

Petersburg, 5. Auguf. Der „Ruſſſche Invalide“ meld n 
Ernennung des Generaladjutanten des Kaiſerz, Generallteu d“ 
Potapow, bisherigen Generalgouverneurs von Wi ga, zum ru 
Gensdarmerie. Gleichzeitig iſt der bisherige Siuepscher der ene 
darmerie, Generallieutenant Lewaſchow, auf ſei J Anſuchen imm # N 
Poſtens entbunden worden. Zum Generalgouv deir von W f 
an Stelle Potapow's General Albedinsky ernam'd worden. . 

(L. Hirſch telegraphiſches Bureai sht wel 

Wien, 6. Auguſt. Die internen Bahntarife wurden eben 40 
Eliſabethbahn, die Verbandstarife auch von der Staatsbahn, b 
Joſefsbahn erhöht nicht und trat aus dem Verbande aus, d br „ 
bahn erhöht nur im Verkehr mit Preuß. Schlefien, im Verke . 
Thüringen und nach Norddeutſchland. — „„ 

Glasgow 5. Auguſt. Roheiſen 89%. ale 
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Breslau Warſchauer Eiſenbahn, 


Die Betrieb: Einnahmen pro Monat Juli 1874 betragen 
läufigen Ermittelungen: 

a. aus dem Perſonen⸗ und Gepäck⸗Verkehr 

b. „ Guter Verterrr 
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Volks- Theater. 
Donnerstag. „Durch's Schlüſſelloch!“ 
„Herr Petermann geht zu Bette.“ 
ennchen vom Hofe.“ 1365] 
Sonnabend: Benefiz für Hrn. Muſik⸗ 
director Grundmann. 


Neumarkt 1, 


verkauft, um dami 


ite eker „Räume zu . A. Gonschior, 
Die Oranienburger Actien⸗Geſchſchn 


dieſer 115 50 


offerirt durch mich zu den denkbar billigsten Preiſen auch in 
ihre von Autoritäten D Ranges Pe vorzüglichen 


Dungmittel, 


darunter namentlich ihr ausgezeichnet gedämpftes und bo 

geſchloſſenes Knochenmehl, 115 auch ſämmtliche au a 
Die Analyſen fertigt Herr Dr. Hulwa hierſelbſt 15 

Wunſch Proben und Preislisten ebenfalls franco durch 


Franz Darre in 


i : in. (In Vertretung 
Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. (J ih) in 


| 


Im 


7 


Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Fri 


